Jahrgang VII Nr. 12 Q tt ; 2. Juniheft 1927 


HArmaldient 


2 Ff vy RT TIERE der 8 Aus dem Inhalt: Der „Meteor“ wieder in der Heimat, — Völkerbunds⸗ In 8 7 
Reichszentrale für Beimatdienft arbeit und Minderheitenprobleme. — memelbeſchwerde an den Dölter- | Zentralverlag p:n, Berlin W 35 
Nachdruck fämtlicher Beiträge bundsrat. — Not der Deutſchen in Oberfchlefien.— Das Ringen zwiſchen | Balbjährlich 2,50 Mark / Jährlich 5,— Mark 


nur mit Quellenangabe geftattet Warferkraft und Kohle. — Englands Konflikte mit Rußland und Agypten. C 


N 5 


& > 


— N 


Der Heimatdienſt 


Forſchungsſchiff „Meteor“ wieder in der Heimat. 


Am 2. Juni 1927 ift nach über zweijähriger Abweſenheit die 
deutſche Atlantiſche Expedition auf dem Vermeſſungsſchiff „Meteor“ 
wieder in der Heimat eingetroffen. 


Seit der großen Expedition 
des „Challenger“ hatte das ſee⸗ 
beherrfchende Britannien die Er- 
forſchung des Atlantiſchen Ozeans 
ruhen laſſen. Große weiße Flächen 
erſtreckten ſich zahlreich über die 
von der Seeſchiffahrt benutzten 
Ozeankarten, die auszufüllen für 
den Forſcher einen erheblichen 
Reiz beſitzen mußte. Die deutſche 
Kriegsmarine, die es ſich von jeher 
angelegen ſein ließ, die kulturel⸗ 


len, techniſchen, wirtſchaftlichen 
und wiſſenſchaftlichen Probleme, 
die ihr Gebiet berühren, nach 


fördern, 


Kräften zu 
Kanonenbootsneubaus „C“ zum Dermefjungs- und Forſchungsſchiff 
vorwärtsſchritt, das neue Schiff der Notgemeinſchaft der deutſchen 
Wiſſenſchaft für eine zweijährige Expedition in den Atlantiſchen 
Ozean zur Verfügung zu ſtellen. E 

Die Erpeditionen 
durch „Valdivia“ und „Möwe“ ergänzt, das hydrographiſche Bild 


als der Umbau des 


entſchloß ſich daher, 


von „Challenger“ und „Gazelle“ haben, 
des ſüdatlantiſchen Ozeans in den Grundzügen feſtgelegt. Jahl- 
reiche Einzelfragen bedurften dagegen noch der Klärung, die mit den 
früheren Forſchungsapparaten nicht zu erreichen war; insbeſondere 
war das Problem der Waſſerbewegung im Atlantiſchen Ozean noch 
gänzlich ungeklärt. Nach einem ausführlichen Expeditionsplan, den 
der leider im Verlaufe der Expedition verſtorbene Expeditionsleiter, 
Profeffor Merz, ausgearbeitet hatte, ſtellte die Notgemeinſchaft 
der deutſchen Wiſſenſchaft dem „Meteor“ die Aufgabe, den in ſeinen 
ozeanographiſchen Grundzügen ſchon bekannten ſüdatlantiſchen Ozean 
in ſyſtematiſcher Arbeit intenſiv zu erforſchen. Kurz umriſſen ſtand 
im Dordergrund der wiſſenſchaftlichen Tätigkeit die Ozeanographie 
mit dem Problem der ozeanographiſchen Zirkulation im Atlantik 
auf dem Gebiet von etwa 20 Grad Nordbreite bis zur antarktiſchen 
Eisgrenze. Zur Erkenntnis dieſer Waſſerbewegung waren die Be- 
obachtung der feinen Unterſchiede zwiſchen Temperatur und Salz⸗ 
gehalt und darauf aufbauend die Berechnung von Druck und Dichte 
des Meerwaſſers erforderlich, desgleichen die Meſſung der Strö- 
mung an der Gberfläche und in den Tiefen. Im engen Zuſammen⸗ 
hang mit dieſen hydroaraphifch-phyfitalifhen Fragen ſtanden biolo- 
giſche Unterſuchungen, da durch die Zirkulation des Meereswaſſers 
auch eine Verfrachtung feiner feinſten Organismen, des Planktons, 
ſtattfindet. Das Vorkommen und die Vermehrung diefer Organismen 
iſt wiederum abhängig von der Verteilung der Atmungsgaſe und 
der wichtigſten Nährſtoffe im Meerwaſſer, weshalb ſich die chemiſchen 
Arbeiten in erfier Linie auf Sauerftoff- und Stickſtoffunterſuchungen 
erſtreckt haben. Eine Reihe von Nebenaufgaben, wie Erforſchung 
des Albatrosfluges, Studium der Wellenbewegungen der See und 
ähnliche, ergänzten den Expeditionsplan. 


Zur Durchführung dieſer Arbeiten fah der Reiſeplan vor, daß 
14 Querprofile von der Oſtküſte Südamerikas zur Weſtküſte Afrikas 
durch den Atlantiſchen Ozean gelegt werden. Auf dieſen Profilen 
wiederum waren zahlreiche Beobachtungsſtationen vorgeſehen, auf 
denen hydrographiſche Reihenmefjungen angeſtellt mit Waſſer⸗ und 
Grundproben genommen wurden. In dieſer Art wurde im Laufe 
von zwei Jahren der Atlantiſche Ozean vierzehnmal überquert und 
durchlotet. 


„Meteor“ war für ſeine Arbeiten mit Forſchungsapparaten 
neueſter Konſtruktion ausgerüftet, die ihn zu erheblich größeren 
Leiſtungen befähigten als die Ausrüſtung früherer Expeditionen. 
Vor allem iſt die Tiefſeelotung durch die Erfindung der Schallote 
ganz außerordentlich erleichtert. Während man mit dem Drahtlot 
früher mehrere Stunden für eine einzige Tiefſeelotung brauchte 
und nicht einmal ein genaues Ergebnis erzielte, wird eine Scho⸗ 
lotung in wenigen Sekunden erledigt. Das Syſtem des Scholots 
beruht auf der Meſſung der Zeitfpanne, die ein vom Schiffskörper 
ausgehender Knall braucht, bis er, vom Meeresboden zurückgeworfen, 
wieder beim Schiff anlangt. Alle 20 Minuten hat „Meteor“ während 
der zweijährigen Expedition die Tiefe gelotet. Bis zum Ablauf 
der erſten vier Profile waren 20 744 Lotungen regiſtriert; bis zum 
Ende der Expedition dürften 70—80 000 Lotungen vorgenommen 
ſein. Die Seekarten des Atlantiſchen Ozeans, deren Rieſenflächen 
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gearbeitet und bewältigt iſt. 


bisher faſt völlig leer waren, werden demnach bald mit dieſem 
ungeheuren Fahlenmaterial angefüllt ſein. Wie Perlenſchnüre ziehen 
ſich die Lotungen des „Meteor“ durch die rieſigen Waſſerflächen 
hindurch, über deren Untergrund bisher völliges Dunkel beſtand. 
Es ift klar, daß hierbei verſchiedene unerwartete Entdeckungen ge- 
macht werden konnten. An ihrer Spitze ſteht die Entdeckung eines 
gewaltigen unterſeeiſchen Gebirges in einem Gebiet, von dem man 
bisher allgemein eine Tiefe von etwa 4000 Meter annahm. Dieſes 
Gebirge, das den Namen „Meteorbank“ erhalten hat, hat eine Aus- 
dehnung und Höhe, die etwa den Alpen gleichkommt. Trotzdem 
war ſie bisher nicht entdeckt und nicht auf den Seekarten verzeichnet. 
Die „Meteor“ ⸗Expedition war mit Schalloten verſchiedenſter Kon- 
ſtruktion ausgerüſtet, die damit ihre erſte gründliche Erpro- 
bung erfahren haben. Sowohl die Tiefſee⸗Echolote als auch das 
Behm⸗Echolot für Flachwaſſer haben ſich gut bewährt. Die Matroſen 
des „Meteor“ haben mit der Seit eine ſolche Gewandtheit im 
Abhören des Echos erworben, daß fie aus der Klangfarbe des Echos 
(ſcharf, rollend, verſchwommen) die Bodengeftaltung (felſig, ab⸗ 
ſchüſſig, ſchlammig) mit erſtaunlicher Sicherheit anzugeben lernten, 
Die Benutzung der Schallote hat im übrigen die Vermutung be- 
ſtätigt, daß die Drahtlotungen wegen Schiefſtand und Durchhana 
des Lotdrahtes dazu neigen, zu große Tiefen anzugeben. Im allge- 
meinen darf man in Zukunft den Scholotungen mehr Dertrauen 
als den Drahtlotungen entgegenbringen. 


Mefteorbank 
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Auch auf den Gebieten der Ozeanographie, der Biologie, der 
Geologie und der Meteorologie iſt umfaſſendes Beobachtungsmaterial 
geſammelt, deſſen Schilderung hier zu weit führen würde. Zahl- 
reiche Beobachtungsjournale ſind Seite für Seite mit Fahlen bedeckt 
und die Fahl der Waſſerproben, die nach Deutſchland zurückgebracht 
werden, dürfte einige Tauſend betragen. Auf Jahre hinaus iſt die 
deutſche geographiſche Wiſſenſchaft mit Arbeitsſtoff verſorgt; Jahre 
dürfte es dauern, bis das gewaltige Forſchungsmaterial durch ⸗ 
Einige Sonderhefte der „Annalen der 
Hydrographie“, der Zeitfchrift der Geſellſchaft für Erdkunde und der 
„Nachrichten für Seefahrer“ ſind ſchon jetzt mit intereſſanteſtem Stoff 


gefüllt und erſchienen und geben ein überraſchendes Bild von 


der Mannigfaltigkeit der Forſchungen. 


Bei der Durchquerung des Atlantiſchen Ozeans hat „Meteor“ 
viele Häfen der ſüdamerikaniſchen Oſtküſte, der afrikaniſchen Weſt⸗ 
küſte und der antarktiſchen Inſeln angelaufen. Überall hat man die 
deutſche Expedition herzlich und zuvorkommend aufgenommen. Mit 
Anerkennung und Bewunderung berichtete die Preſſe des Auns- 
landes von der Unternehmung, die dem Fortſchritt der Wiſſenſchaft 
dienen ſoll, ohne Deutſchland einen unmittelbaren praktiſchen Nutzen 
zu bringen. 


Wenn die deutſche Atlantiſche Expedition jetzt mit Ergebniſſen 
in die Heimat zurückkehrt, die reicher und wertvoller find als die- 
jenigen aller früheren Expeditionen, fo liegt das an der vorbild- 
lichen, weitſchauend durchdachten Vorbereitung durch den verſtorbenen 
Profeſſor Merz und an der erſtklaſſigen modernen Apparateaus⸗ 
rüſtung, die ſie zu beſonderen Leiſtungen befähigte. Es iſt aber 
auch der Pflichttreue und Ausdauer der Expeditionsteilnehmer und 
der Schiffsbeſatzung zu danken, die vom erſten bis zum letzten 
Tage unermüdlich unter vielfach ſchwierigen und ſelten bequemen 
Umſtänden ihre Arbeiten durchführten. Von der Antarktis bis zum 
Aquator, in Eis und Schnee und unter der Tropenſonne hat die 
deutſche Atlantiſche Expedition viele Monate fern von der Heimat 
gearbeitet. Sind dem Deutſchen Reich auch die Kolonien und die 
Machtmittel geraubt, mit denen es früher die Welt umfpannte: 
Deutſchen Geiſt und deutſche Wiſſenſchaft kann man von der Welt 
nicht ausſchließen. Die deutſche Atlantiſche Expedition hat der 
Geſchichte deutſcher Kulturtaten ein neues Blatt hinzugefügt. 
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Völkerbundsarbeit und 


Don * 


Am Himmelfahrtstage wurde in Berlin die Jahresverſammlung 
des Weltverbandes der Völkerbundsgeſellſchaften eröffnet. Am 
gleichen Tag hielt Muſſolini in feiner Eigenſchaft als Innenminiſter 
die große Rede, in der er ſich über die Tiroler Frage ſo ſcharf 
äußerte, daß ſelbſt Peſſimiſten darüber enttäuſcht waren. Er beſtritt 
ausdrücklich, daß die Schaffung der Provinz Bozen ein Entgegen⸗ 
tommen gegen die deutſche Minderheit bedeutet habe. Im Gegenteil 
ſei diefe Derwaltungsmaßnahme getroffen, um das fo zuſammen⸗ 
gefaßte Gebiet wirkſamer italianiſteren zu können. An den beiden 
Tagen, die der Vongreßeröffnung vorausgingen, hatte fih die 
Minderheitenkommiſſion des Weltverbandes mit der Tiroler Frage 
befaßt. Das waren unzweifelhaft die intereſſanteſten Debatten, die 
während des Kongrefjes ſtattgefunden haben. Man foll die Reich- 
weite ſolcher Deranftaltungen, wie die jährliche Derfammlung der 
privaten Dölterbundsvereinigungen aller Länder es ift, ſicher nicht 
überſchätzen. Aber ſollte zwiſchen den Vorwürfen, die fih die 
italieniſche Regierung von Delegierten verſchiedener Länder wegen 
ihrer Minderheitenpolitik machen laſſen mußte, und Muſſolinis 
ſcharfen Worten nicht doch ein Fuſammenhang beſtehen? Wenn 
das der Fall ift, zeigt dieſer Fuſammenhang ebenſo die Wirkungs⸗ 
möglichkeiten wie die Wirkungsgrenzen dieſer Völkerbundsarbeit. 
Der Weltverband ift als Zuſammenfaſſung der Dereine ent- 
ſtanden, die in den verſchiedenen Ländern für Völkerbundspolitik 
vom jeweiligen nationalen Standpunkte aus werben. Er hat die 
Aufgabe, die Aktionen der verſchiedenen Vereine zuſammenzufaſſen, 
ihnen international Nachdruck zu verleihen und alle die Fragen, 
die früher oder ſpäter vor das Forum des Völkerbundes kommen 
können, in den ungezwungeneren Formen internationaler Kongreſſe 
und Konferenzen von Privatleuten zu erörtern, um möglichſt durch 
pime Ausſprachen der Geſellſchaften ſpäter den Staaten und ihren 
. pean beſtimmte politiſche Löſungen zu erleichtern. Er hat 
find die daß in ihm auch Geſellſchaften der Länder vertreten 
55 ch te — wie etwa die Vereinigten Staaten — dem Völkerbund 
ee ai angehören. Nur Rußland ift durch keine Vereinigung 
Welte ah die den übrigen Organifationen zu vergleichen wäre; dem 
Ne = and gehört vielmehr nur eine Emigranten⸗Geſellſchaft mit 
= itz in Paris an. Die Geſchäfte dieſes internationalen Der- 
f es führt ein Sekretariat mit dem Sitz in Brüffel, das dem jähr⸗ 
ich neugewählten Präſidenten zur Seite ſteht. Generalſekretär iſt 
A Franzeſe; ein Deutſcher und ein Engländer ſind zweite Sekretäre. 
Die Arbeit vollzieht ſich im weſentlichen in ſtändigen Kommiſſionen, 
don denen die Minderheitenkommiſſion im Laufe der letzten Jahre 
aus die wichtigſte war; aus deren Tätigkeit erwächſt das 
i aterial, mit dem fih zwei- bis dreimal im Jahre der Generalrat 
beſchäftigt, und das ſchließlich den Beſchlüſſen der jährlichen Haupt- 
verfammlung. zugrunde liegt. Im Generalrat hat jedes Land einen 
755 75 Aus ihm bildet ſich wieder das Büro, beſtehend aus dem 
p räſidenten und den Dizepräftdenten, von denen ein Drittel jähr⸗ 
— ausſcheidet. Außer den ſtändigen Kommiffionen kann ſowohl 
er Generalrat wie die Hauptverſammlung jeder Zeit einzelne Kom- 
miſſionen einſetzen, wenn politiſche Probleme des beſonderen 
Studiums im engen Kreiſe bedürfen. So hat fih gerade die Minder- 
heitenfommiffion des Völkerbundes wiederholt in Unterkommiſſionen 
aufgeteilt, in denen gründlichſte Arbeit geleiſtet worden iſt. 

Es ijt kein Zufall, daß die Minderheitenfragen in den letzten 
Jahren immer im Vordergrund der Diskuſſion geſtanden haben. 


Minderheitenprobleme. 


* 


Sahlreiche nationale Geſellſchaften fühlten ſich verpflichtet, für ihre 
Kultur- und Sprachgenoſſen außerhalb der Landesgrenzen ein- 
zutreten. Die Bemühungen, die Behandlung der Minderheit zu ver⸗ 
beſſern, waren außerdem politiſch und menſchlich die dankbariten. 
Viele andere Arbeiten des Weltverbandes ſind gleich, nachdem ſie 
geleiſtet waren, in Dergefjenheit geraten, manche haben nicht einmal, 
während ſie im Gange waren, das Intereſſe der Gffentlichkeit ge⸗ 
funden. Aber bei den Minderheitenfragen ſpürt das Publikum, daß 
es ſich um ein europäiſches Problem von elementarer Bedeutung 
handelt. Die Anſchaulichkeit der Nöte, von denen die Minderheiten 
betroffen ſind, vermittelt ein raſches Urteil. Gegenüber den oft 
abſtrakten juriſtiſchen Fragen, die bei der Ausgeſtaltung des Völker⸗ 
bundes zu löſen ſind, und gegenüber der erdrückenden Fülle 
unüberſehbaren Materials, das für wirtſchaftspolitiſche Dorfchläge 
durchzuarbeiten iſt, bedeutet die Beſchäftigung mit menſchlichen 
Kümmerniffen und Bedrückungen, die das Gefühl mindeſtens fo 
ftar? angehen wie den Verſtand, eine willkommen einfache und klare 
Aufgabe des Weltverbandes. Infolgedeſſen liegen hier auch die 
ſtärkſten Wirkungen ſeines Bemühens, was man anerkennen muß, 
auch wenn man nicht verſchweigen darf, daß fie immer noch be= 
ſcheiden genug ſind. 


Die Schwierigkeiten bei der Behandlung dieſer Fragen kenn⸗ 
zeichnet das Beiſpiel „Südtirol“. Seit Jahren hat die Bevölke- 
rung ſüdlich des Brenner Anlaß zu ſchwerſten Klagen, Die 
Minderheitenkommiſſion des Weltverbandes, die ihrer Aufgabe ert- 
ſprechend ſolche Klagen zur Beratung ſtellt, um ihre Berechtigung 
mit Hilfe der Vertreter der beteiligten Geſellſchaften zu klären, 
machte feit langem den Verſuch, eine Ausſprache zu erzielen; aber 
die italieniſchen Delegierten verſtanden es ſtets, dieſe Ausſprache zu 
hintertreiben, indem fie unendliche Diskuſſionen über Geſchäfts⸗ 
ordnung und Verfahrensvorſchriften entfeſſelten. Die Kommiſſion 
war maßvoll genug, trotzdem die Verſuche nicht abzubrechen und 
fih von dem manchmal befremdlichen Verhalten der Italiener nicht 
reizen zu laſſen. Ihre Geduld iſt wenigſtens dadurch belohnt worden, 
daß auf dem Berliner Kongreß in der Kommiſſion eine ausführliche 
Beſprechung der Verhältniſſe in Südtirol zuſtande gekommen ijt, 
Vor der öffentlichen Meinung ſind dabei die Verteidiger der 
italieniſchen Methoden ſehr ſchlecht weggekommen. Immerhin war 
es nicht möglich, einen Beſchluß zu erzielen, der die italieniſche 
Entdeutſchungspolitik verurteilt und damit ſelbſt der heutigen 
italieniſchen Regierung vielleicht gewiſſe Feſſeln angelegt hätte. Diel- 
mehr wurde die Ausſprache ohne praktiſches Ergebnis abgebrochen 
und auf den Herbſt vertagt, wo die Minderheitenkommiſſion zu einer 
beſonderen Sitzung zuſammentreten wird. 


Die Eigenart im Aufbau der einzelnen Geſellſchaften, die im 
Weltverband zuſammen ſind, macht es aber zweifelhaft, ob ſelbſt ent⸗ 
ſchiedene Beſchlüſſe das Verhalten der Regierungen ändern würden. 
Denn die Geſellſchaften ſind nicht völlig frei; manche von ihnen 
ſtehen in ſo enger Verbindung mit ihren Regierungen, daß man 
fragen muß, ob ſie ihnen nicht unterſtehen. Das erſchwert ſchon die 
Sufammenarbeit in der internationalen Organiſation. Gelegent-⸗ 
lich ſind Delegierte eines ſolchen privaten Vereins vorſichtiger und 
ängſtlicher, als der Miniſter des betreffenden Landes es ſein würde. 
Sie wehren ſich gegen die Behandlung von Fragen, die bei ihnen 
zu Haufe umſtritten find, und fie ſcheuen jeden Entſchluß, um es 
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mit niemandem zu verderben. Iſt trotzdem eine Entſchließung zu⸗ 
ſtande gekommen, was ja nicht dasſelbe iſt wie ein Entſchluß, dann 
fühlen fih manche Regierungen, gerade wenn fie die Dölferbunds- 
vereinigung im eigenen Lande nicht beſonders zu reſpektieren 
brauchen, auch durch die Reſolutionen des internationalen Gremiums 
nicht beſonders betroffen. Dem Weltverband aber fehlt natürlich 
jede Möglichkeit, ſeinen Beſchlüſſen praktiſch Geltung zu verſchaffen. 
Die einzelnen Geſellſchaften ſind darum dazu übergegangen, ſich 
immer mehr mit den Kräften zu verbinden, die auch ſonſt in der 
Politik ihres Landes entſcheidend ſind. So umfaßt heute die Deut⸗ 
ſche Liga für Völkerbund in ihrem Vorſtand und Präſidium Vertreter 
aller großen Parteien des Parlaments. Aber wenn auch die Wirt- 
ſamkeit ihrer Aktionen dadurch verſtärkt iſt, ſo iſt ſie doch in ihrer 
Aktionsfähigkeit natürlich eingeſchränkt. Nachteile und Vorteile 
dieſer Art heben ſich auch in der internationalen Arbeit auf. Auch 
ſonſt iſt es ſchwer zu entſcheiden, ob die Beteiligung repräſentativer 
Perſönlichkeiten aus allen Ländern, die jede für ſich durch ihre 
Stellung in der Heimat vielfältig gebunden ſind, mehr die Wirkung 
und Würde oder mehr die Steifheit und Unergiebigkeit der Der- 
handlungen ſteigert. Es wäre falſch, vor dieſem Dilemma die Augen 
zu verſchließen. Es iſt aber auch unmöglich, dagegen ein Mittel 
zu verſchreiben. Denn es iſt das gegebene Schickſal aller politiſchen 
organiſatoriſchen Arbeit, in die Breite zu gehen und dadurch ſchwer⸗ 
fällig zu werden. 


So war denn auch der Eindruck des Berliner Kongreſſes mehr 
repräſentativ als zugkräftig. Die Deranftalter hatten in richtiger 
Erkenntnis der vorhandenen Schwierigkeit auf den äußeren Rahmen 
der Deranftaltung die größte Mühe verwendet. Dadurch wurden 
die feſtlichen Sitzungen und Empfangsfeiern wenigſtens Ausdruck 
eines allgemeinen Bekenntniſſes zur Dölkerbundspolitik und wirkten 
doch dadurch auf das öffentliche Intereſſe. Natürlich ſoll das nicht 
heißen, daß die eigentliche Arbeit dabei zu kurz gekommen wäre. 
Im Gegenteil; in allen Kommiffionen ſind die Tagesordnungen 
mit erſtaunlicher Konzentration erledigt worden, und der Kongreß 
hat fein Penjum bewältigt, ohne fih durch Übereilung zu faden. 
Wohl aber iſt die Kückſicht nach außen und die Bindung an Regie⸗ 
rungen und Parlamente in den Verhandlungen wieder in ihrer 
doppelten Wirkſamkeit deutlich geworden. Einerſeits haben manche 
Refolutionen an Gewicht gewonnen, weil fie von dieſem Kongreß 
angenommen wurden. Man denke nur an die Frage der Gefangenen⸗ 
behandlung, die zunächſt als eine Angelegenheit der inneren Landes- 
verwaltung der Behandlung durch eine internationale Körperſchaft 
ausdrücklich entzogen werden ſollte. Aber andererſeits iſt mancherlei 
nicht erörtert worden, was eigentlich allen auf der Zunge lag und 


worüber auch hinter den Kuliſſen genug zu reden war. Alle Aus« 
länder haben ſich davon überzeugt, daß die deutſche Gffentlichkeit 
die Fortdauer der Beſetzung im Rheinland einfach nicht begreift. 
Trotzdem iſt der Derfuch der deutſchen Delegation, eine fruchtbare 
Erörterung dieſer Frage vorzubereiten, an den Abhängigkeiten der 
Delegationen anderer Länder geſcheitert, und die deutſche Vertretung 
fühlte ſich gleichfalls nicht frei genug, ihren Standpunkt rückſichtslos 
zu verfechten. In der politiſchen Kommiſſion ijt zwar zu Protokoll 
gegeben worden, daß eine freudige und auf wirklicher Verſtändigung 
gleichberechtigter und fouveräner Staaten aufgebaute Mitarbeit am 
Völkerbund für Deutſchland ſolange unmöglich fei, als Teile feines 
Landes von Truppen ehemaliger Kriegsgegner beſetzt blieben. Aber 
der Kongreß als Ganzes hat fih mit einer Keſolution begnügt, 
in der nur der Wunſch ausgeſprochen wurde, daß die Arbeiten des 
Völkerbundes durch eine ſchnelle Löſung aller ſchwebenden Fragen 
erleichtert werden möchte, die jetzt den Grund zur Mißſtimmung 
bilden oder in Zukunft bilden könnten. 


Das ift das innerlich richtige Programm für Völkerbundsarbeit. 
Aber es iſt hier aus höchſt äußerlichen Gründen der Angſtlichkeit 
verkündet worden. Trotzdem wäre es falſch, ſich durch dieſes allzu 
diplomatiſche Verhalten einer privaten politiſchen Organiſation ent- 
täuſchen zu laſſen. Denn die bisherige Arbeit des Weltverbandes 
hat immerhin bewieſen, daß er ſich um die Löſung ſolcher ſchweben⸗ 
den Fragen ernſtlich bemüht und ehrlich beſtrebt iſt, ein alle Nationen 
befriedigendes Ergebnis zu finden. Er wird damit nie ganz zum 
iele kommen und ſicher auch felten den richtigen Weg finden. Aber 
ſeine Hilfe bei der Suche nach Löſungen, die der Gemeinſchaft der 
Völker Rechnung tragen, iſt für die amtliche Politik von großem 
Wert — von um ſo größerem, als ja auch faſt alle Regierungen 
darin einig ſind, daß ein ſolcher friedlicher Weg gefunden werden 
muß, wenn es nicht zur Kataftrophe kommen ſoll. Inſofern iſt das 
Taſten und Tappen, das manchem Temperament die Berliner 
Tagung etwas verleidet hat, nicht nur als Zögern und Unent⸗ 
ſchloſſenheit zu beurteilen. Wer nur einen Weg zu gehen hat, 
wäre leichtfinnig, wenn er es darauf ankommen ließe, davon ab⸗ 
zugleiten und abzuſtürzen. Freilich iſt es mit der Dorficht allein 
nicht getan. Auch die Mitglieder des Weltverbandes der Dölfer- 
bundsgeſellſchaften darf man an die alte Regel erinnern, wie man 
ſich am beſten zurecht findet, wenn man im dunklen Wald den Weg 
verloren hat. Man ſoll nicht jeder Wurzel ausweichen und jeden 
Stamm antaſten, ſondern ſich entſchließen, nach den Sternen zu 
ſehen; dann findet man als Streifen zwiſchen den Gipfeln die 
wegrichtung vorgezeichnet, die man beim Blick vor die Füße nicht 
finden kann. 


Die Memelbeſchwerde an den Völkerbundsrat. 


Im Artikel 99 des Derfailler Vertrags mußte Deutſchland auf 
alle Rechte und Anſprüche an das Memelgebiet zugunſten der alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte verzichten und die Verpflichtung iber- 
nehmen, alle Beſtimmungen dieſer Mächte über das Memelgebiet an- 
zuerkennen. Das Memelgebiet iſt alſo nicht von Deutſchland an 


Litauen unmittelbar abgetreten worden, und im Derfailler Vertrag ift 
das ſpätere Schickſal dieſes Gebiets ſogar vollkommen offen geblieben. 
Daß die alliierten und afjoziierten Mächte aber ſchon damals an eine 
ſpätere Zuteilung des Gebiets an Litauen gedacht haben, geht u. a. 
aus ihrer Antwort auf die deutſchen Gegenvorſchläge zu dem erſten 


Entwurf des Verſailler Vertrags hervor, die der deutſchen Delegation 
am 19. Juni 1919 in Derfailles überreicht wurde. In dieſer Antwort 
wird das Verbleiben des Memelgebiets unter deutſcher Hoheit u. a. 
mit der Begründung abgelehnt, daß der Memeler Hafen Litauens 
einziger Ausgang zur See ſei. 

Es dauerte aber nahezu drei Jahre, bis der Botſchafterrat als 
Organ der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte über die ftaatliche 
Sugehörigkeit des Memelgebiets entſchied. Das Gebiet wurde zunächſt 
im Februar 1920 einem franzöſiſchen Gouverneur unterſtellt, und in 
dieſer Übergangszeit bemühte fih Polen lebhaft, das Memelgebiet 
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zugeſprochen zu erhalten. Da fielen im Januar 1925 die 
Litauer im memelgebiet ein. Die franzöſiſchen 
Beſatzungstruppen leiſteten ihnen keinen Wider- 
ſtand, und der Botſchafterrat ſanktionierte den 
litauiſchen Putſch, indem er durch Beſchluß vom 
16. Februar 1925 das Memelland der Souveränität 
Litauens unterftellte Es iſt keine Frage, daß 
dieſe Entwicklung der Dinge und der Beſchluß des 
Botſchafterrats das Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Bevölkerung des Memellandes, die in ihrer über ⸗ 
wiegenden Mehrheit bei Deutſchland bleiben 
wollte, außer Betracht ließ. Wie ſtark trotz der Ver⸗ 
breitung der litauiſchen Sprache in dieſem Gebiet das Gefühl der 
Fugehörigkeit zu Deutſchland war, geht daraus hervor, daß bei einer 
im Jahre 1921 von den franzöſiſchen Behörden veranſtalteten Umfrage 
nur für 1,8 v. 5. der Volksſchüler litauiſcher Elementarunterricht ge⸗ 
wünſcht wurde und daß von den 29 Abgeordneten des am 
19. Oktober 1925 gewählten memelländiſchen Landtags 27 Deutſche 
waren. 

Doch hier wie in ſo vielen Fragen der Nachkriegszeit gilt es, von 
dem Tatbeſtand und den beſtehenden Rechtsverhältniſſen auszugehen. 
Dieſe beſtehenden Rechtsverhältniſſe find in der Uiemelkonvention 
niedergelegt, die die alliierten und aſſoziierten Bauptmächte am 
8. Mai 1924 mit Litauen abſchloſſen und deren wichtigſter Anhang 
das Statut des Memelgebiets, Einzelbeſtimmungen über die Rechts⸗ 
lage im Memelland enthält. Daß die alliierten und aſſoziierten Haupt- 
mächte doch erkannt hatten, daß eine völlige Derfchmelzung des 
Memelgebiets mit Litauen den tatſächlichen Derhältniffen dieſes 
Gebiets nicht entſpreche, geht aus der weitgehenden Autonomie hervor, 
die in dieſen völkerrechtlichen Urkunden dem Memelgebiet zugeſichert 
ijt. Im Artikel 2 der Memelkonvention heißt es: „Das Memelgebiet 
bildet unter der Souveränität Litauens eine Einheit, die in Geſetz⸗ 
gebung, Kechtſprechung, Verwaltung und Finanzen innerhalb der 
Schranken des in Anhang I aufgeftellten Statuts Autonomie genießt,“ 
und der Artikel 1 des hier erwähnten Memelſtatuts lautet: „Das 
Memelgebiet bildet unter der Souveränität Litauens eine Einheit, die, 
auf demokratiſchen Grundſätzen aufgebaut, in Geſetzgebung, Recht- 
ſprechung, Verwaltung und Finanzen innerhalb der in dem vor⸗ 
liegenden Statut umſchriebenen Grenzen Autonomie genießt.“ Dieſe 
Autonomie drückt ſich vor allen Dingen darin aus, daß das Memel- 
gebiet eine eigene Volksvertretung beſitzt. Der litauiſche Staats- 
präſident ernennt den Gouverneur des Memelgebiets, dieſer wiederum 
ein fünfgliedriges Direktorium, das die vollziehende Gewalt im 
Memelgebiet ausübt, aber das Vertrauen des memelländiſchen Land- 
tags haben muß. Litauiſch und deutſch find im Memelgebiet gleich- 
berechtigte Amtsſprachen. 

Es war voraus zuſehen, daß es trotz dieſer völkerrechtlich feſtgeleg⸗ 
ten Sonderſtellung des Memelgebiets nicht ohne Reibungen zwiſchen 
Kowno und Memel abgehen würde. In Kowno fah man im Memel- 
gebiet eine Irredenta und konnte ſich daher nicht entſchließen, die 
Autonomie des Memellandes fih nach den Beſtimmungen der Memel- 
konvention voll auswirken zu laffen. Vielmehr war man beſorgt, das 
Memelgebiet enger mit „Großlitauen“ zu verbinden, ja, im Memel- 
gebiet ſelbſt Litauifierend einzugreifen. Die überwiegend deutſch 


empfindende Bevölkerung des Memelgebiets widerſetzte fih dieſen 
Beſtrebungen, in denen ſie eine Verletzung ihrer Autonomierechte ſah, 
und ſie wandte ſich ſchließlich im Mai d. J. mit einer von führenden 
Perſönlichkeiten des Deutſchtums unterzeichneten Beſchwerde an den 
Völkerbundsrat, der nach Artikel 17 der Memelkonvention für 
Streitigkeiten aus dieſem Abkommen zuſtändig iſt. Dieſe Beſchwerde 
umfaßt acht Punkte. Ihr Inhalt iſt kurz zuſammengefaßt folgender: 
Die am 22. Januar 1927 von dem Gouverneur des Memelgebiets 
verfügte Auflöſung des memelländiſchen Landtags und die Nicht⸗ 
anſetzung von Neuwahlen wird als ungeſetzlich bezeichnet; die For⸗ 
derung der litauiſchen Regierung, auch litauiſche Staatsangehörige 
zu den Neuwahlen zuzulaſſen, die nicht Bürger des Memelgebiets im 
Sinne der Memelkonvention ſind, wird für einen Eingriff in die 
Memelkonvention erklärt; dem zur Zeit amtierenden Direktorium wird 
die Rechtmäßigkeit abgeſprochen; der Kriegszuftand im Memelland 
wird als Verletzung der Autonomie des Memelgebiets charakteriſiert; 
der litauiſchen Regierung wird vorgeworfen, daß ſie im Widerſpruch 
zum Memelſtatut die finanzielle Autonomie des Memelgebiets noch 
nicht durchgeführt habe; in der Frage der kulturellen Autonomie 
wird die litauiſche Regierung beſchuldigt, im Widerſpruch zu dem 
Willen der Bevölkerung auf die Sufammenfegung der Lehrerſchaft in 
großlitauiſchem Sinne einzuwirken, deutſche Richter, Redakteure uſw. 
zu verdrängen; eine Verletzung der Juſtizautonomie des Memelgebiets 
wird in der Tätigkeit der Kriegsgerichte, der Verhinderung des Fu- 
zugs deutſcher Richter und der Abſetzung eines deutſchen Landgerichts⸗ 
rats gejehen; endlich wird eine Reihe von Fällen der Entlaſſung 
und Ausweiſung von Beamten aufgeführt, die im Widerſpruch mit 
Abmachungen über die wohlerworbenen Rechte der Beamten ſtehen. 

Die Memellandbeſchwerde ijt allen Mitgliedern des Dölferbunds- 
rats zugegangen. Die Regierung des Deutſchen Reichs hat daraufhin 
das Sekretariat des Völkerbundsrats gebeten, die Beſchwerde auf die 
nächſte nach Pfingſten ftattfindende Tagung des Dölferbundsrats zu 
ſetzen. Nach Meldungen der Litauiſchen Telegraphenagentur zu 
ſchließen, ift die Titauifche Regierung bemüht, eine Vertagung der 
Behandlung dieſer Beſchwerde herbeizuführen, da fie hierauf nicht 
hinreichend vorbereitet ſei. Sachlich gerechtfertigt erſcheint dieſer Ein- 
wand nicht, denn die einzelnen Punkte der Memelbeſchwerde find 
durch unmittelbare Vorſtellungen und Verhandlungen der Memel- 
deutſchen in Kowno längſt bekannt. Auch aus politiſchen Gründen 
wäre eine Vertagung zu bedauern. Denn die Reichsregierung hat von 
Anfang an zu verftehen gegeben, daß fie die Beſchwerde nicht des⸗ 
wegen aufnehme, um eine Polemik gegen Litauen zu führen, ſondern 
um durch eine Klärung der ſtrittigen Fragen des Memelſtatuts vor 
einem unparteiiſchen Forum Reibungen aus dem Wege zu räumen, 
die die deutſch⸗litauiſchen Beziehungen in zunehmendem Maße 
belaſtet haben, während gerade eine vertragliche Ausgeſtaltung und 
Pflege dieſer Beziehungen in beiderſeitigem Intereſſe liegen würde. 
Auch dem Verhältnis zwiſchen dem Memelland und der litauiſchen 
Regierung iſt in keiner Weiſe gedient, wenn der gegenwärtige un⸗ 
geſunde Zuſtand noch auf Monate hinaus fortbeſtehen und eine Ent- 
ſpannung verhindert werden ſollte. 
dankbare und dringende Aufgabe des Dölferbunds bezeichnet werden, 
ohne weitere Verzögerung von ſeinem hohen Amt als Schiedsrichter 
in der Frage der Memelbeſchwerde Gebrauch zu machen. 


Die Not der Deutſchen in Oberſchleſien. 


Das Genfer Abkommen über Oberſchleſien, das eingehende Be- 
ſtimmungen über die Rechte der beiderſeitigen Minderheiten in den 
beiden Teilen Oberſchleſiens enthält, hat trotz der vorgeſehenen inter- 
nationalen Kontroll- und Aufſichtsinſtanzen nicht verhindern können, 
daß das Deutſchtum in Polniſch⸗Gberſchleſien oder, 
richtiger geſagt, der der deutſchen Kultur zuneigende Teil der Be- 
völkerung dieſes Gebiets in zunehmendem Maße Benachteiligungen 
und Bedrückungen ausgeſetzt ift. Man muß dabei bedenken, daß in 
Gberſchleſien mit feiner Miſchbevölkerung es fih nicht um einen 
ſcharfen Gegenſatz zwiſchen Deutſchen und Polen an ſich handelt, 
ſondern um einen Kampf der deutſchen und der pol- 
niſchen Kultur: um eine Bevölkerung, die ſich erſt allmählich 
national differenziert. Es war ein ſchwerer Irrtum der interalliierten 
Mächte, aus den ethnographiſchen und ſprachlichen Verhältniſſen 
diefas Gebiets zu ſchließen, daß hier eine Bevölkerung vorhanden fei, 
die fih im Gegenſatz zu Deutschland fühle. Nur durch eine von außen 
hineingetragene Agitation haben fih in Oberſchleſien vor dem Krieg 
und während der Abſtimmung deutſchfeindliche Strömungen gezeigt, 
und als es Polen gelungen war, einen Teil Öber- 
ſchleſiens ausgelfefert zu erhalten, ſah es ſich der 
atſache gegenüber, daß die Bevölkerung an ihrer 
eigung zur deutſchen Kultur umſomehrfeſthielt, 
$ 
[fung kam, daß die polniſche Kultur ihr und vor 
lem der beranwachſenden Generation nichts 
leichwertiges bieten könne. So ſetzte ſich gerade 
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fie durch die eigene Erfahrung zu der Auf 


unter der polniſchen Herrſchaft trotz der f 
geſetzten Verdrängung und Abwanderung deu 
gejinnter Elemente der Prozeß des fortſch 
tenden Anſchluſſes der Bevölkerung an e 
deutſche Kultur fort, und dieſe Entwicklung hat 
die fanatiſch polniſchen, zum großen Teil auch 
land fremden Elemente des Gebiets zu beſonderer 
Erbitterung angeſtachelt. So erklärt es ſich, daß die feit 
dem Übergang Gſt⸗Gberſchleſiens an Polen vergangenen fünf Jahre 
keine Beruhigung, ſondern eine Derjchärfung des Nationalitäten- 
kampfes gebracht haben. Beſondere Schuld trägt in dieſer Hinſicht 
der polniſche Wojewode in Kattowitz, Grazynſki, der die fanatiſche 
Deutſchenhetze und Deutſchenverfolgung nicht nur paſſiv duldet, 
ſondern auch aktiv ermuntert und fördert. 

Für dieſe traurige Betätigung fand der polniſche Chauvinismus 
in den letzten Monaten ein reiches Arbeitsfeld. Da war zunächſt die 
Frage der Gemeindevertretungen. Die Gemeindewahlen in 
Polniſch⸗Oberſchleſien am 14. November 1926 hatten überraſchende Er- 
folge des Deutſchtums gezeitigt. Da auf rechtlichem Wege hiergegen 
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nichts zu machen war, mußten Ausnahmegeſetze geſchaffen, mußte 


blutige Gewalt zu Hilfe gerufen werden. Eine Reihe von Gemeinde» 
wahlen wurden für ungültig erklärt und bei den Nachwahlen mit 
wachſendem Terror gearbeitet, der ſich ſchließlich zu dem Pogrom von 
Rybnik am 15. Mai ſteigerte. Außerdem nahm der oberſchleſiſche 
Landtag ein Geſetz an, das den Wojewoden geſtattet, jede Gemeinde- 


vertretung aufzulöſen und durch Regierungskommiſſare zu erſetzen. 
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So muß es vielmehr als eine 
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Ein zweites Gebiet, auf dem es galt, die Fortſchritte des Deutſch⸗ 
tums gewaltſam zu unterdrücken, bildete die Schulfrage. Den zu⸗ 
nehmenden Andrang zu den deutſchen Minderheitsſchulen hatte die 
polniſchen Schulbehörden vergeblich durch die ungeſetzliche Zurüd- 
weiſung von Tauſenden von Kindern zu hemmen geſucht. In dem 
deutſch⸗polniſchen Kompromiß in Genf auf der Märztagung des 
Völkerbundsrats war eine praktiſche Löſung dieſes Konflikts verein- 
bart worden, wonach ein Teil der betreffenden Kinder ſofort in die 
deutſchen Schulen aufgenommen und ein anderer von einem Schweizer 
Schulmann auf feine ſprachlichen Kenntniſſe geprüft werden ſollte. 
Dieſes Kompromiß haben die polniſchen Behörden nur zögernd und 
im geringen Umfang ausgeführt. Dafür haben die ſchwerſten 
Preffionen auf die Eltern eingeſetzt, die ihre Kinder in deutſche 
Schulen ſchicken wollen. Es hat ſich dabei herausgeſtellt, daß der 
berüchtigte Weſtmarkenverein hierbei mit Behörden und Geiſtlichkeit 
zuſammenarbeitet. Zugleich wurde mit der Entlaſſung eines großen 
Teils der deutſchen akademiſchen Lehrkräfte in den deutſchen Nittel- 
ſchulen in Kattowitz und Königshütte ein Dorftoß zur Polonifierung 
dieſer Schulen gemacht. 

Endlich gab die rückläufige wirtſchaftliche Konjunktur, die das 
Ende des engliſchen Kohlenarbeiterſtreiks mit fidi brachte, den deutſch⸗ 
feindlichen Beſtrebungen Gelegenheit, bei rbeiter⸗ 
entlaſſungen zunächſt ſolche Arbeiter zu treffen, die einer 
deutſchen Gewerkſchaft angehörten, ihre Kinder in deutſche Schulen 


ſchickten, oder ſonſt ihre deutſche Geſinnung zum Ausdruck brachten 
oder ſie unter dem Druck der Entlaſſungsdrohung zu zwingen, ſich 
polniſchen Organiſationen anzuſchließen und ihre Kinder polniſchen 
Schulen auszuliefern. Derartige ungeheuerliche Fälle ſind in großer 
Sahl nachweisbar. Mehrfache Wahlen von Betriebsräten aus der 
letzten Zeit haben freilich gezeigt, daß mit ſolchen Gewaltmaßnahmen 
eine innere Verbindung mit dem Polentum nicht erreicht wird, 
ſondern daß die betreffenden Leute doch und erſt recht bei ihrer 
deutſchen Geſinnung bleiben. 


Seit Kor fanty mit ſeinem urſprünglichen Anhang in Ober- 
ſchleſien zerfallen und ſelbſt dem Terror dieſer Kreife ausgeſetzt iſt, 
finden ſich auch in polniſchen Blättern Stimmen, die von einer 
Arnachie in Oberſchleſien ſchreiben und den Behörden 
Unfähigkeit vorwerfen. Solange nur die Deutſchen betroffen waren, 
regte ſich für ſie keine polniſche Stimme und ſelbſt das Deutſchen⸗ 
pogrom in Rybnik hat die offiziöſe „Epoka“ in Warſchau zu beſchö⸗ 
nigen und zu entſchuldigen geſucht. Es iſt aber kein Zweifel, daß dieſe 
polniſchen Gewaltmaßnahmen letzten Endes innen- und außen- 
politiſch auf Polen ſelbſt zurückfallen und ſich rächen werden, und 
die führenden polniſchen Staatsmänner ſollten ſich ernſthaft überlegen, 
wie den Zuftänden in Oberſchleſien, die eines 
europäiſchen Rechtsſtaates un würdig find, 
ſchleunigſtein Ende gemacht werden könnte. 


Das Ringen zwiſchen Waſſerkraft und Kohle. 


(Zum Ausbau der Waſſerkräfte in der Welt.) 


Don Dr. Walter Ebert. 


Der europäiſche Kohlenmarkt hat in den letzten Jahren unter 
wachſenden Abſatzſchwierigkeiten zu leiden. Der Streit der eng- 
liſchen Bergleute im Jahre 1926 und die dadurch bedingte Pro- 
duttionsminderung von Kohle hat dieſen Vorgang nur ganz vor- 
uübergehend zu verſchleiern vermocht. Aber nur zum Zeil ift die 
verminderte Nachfrage nach Kohle auf die darniederliegende wirt- 
ſchaftliche Konjunktur zurückzuführen. Die Haupturſachen ſind 
vielmehr — neben den Fortſchritten in der Wärme- 
technit, die eine beſſere Ausnutzung der in der Kohle vor- 
handenen Energie ermöglichen, und neben der Zunahme der 
Erdölerzeugung von rd. 50 Millionen t im Jahre 1913 auf 
fajit 150 Millionen t im Fahre 1925 — in der erhöhten Aus- 
nutzung der in der Welt vorhandenen Waſſerkräfte zu 
ſuchen. Für ſie iſt die Bezeichnung „weiße Kohle“ in den 
Sprachgebrauch eingegangen. Man begreift hierunter die Energie, 
die in den zu Tal fttömenden Waſſerläufen, in Strömen, Flüſſen, 
Waſſerfällen und Staubecken fih der Menſchheit in unerſchoͤpflicher 
Menge bietet, erzeugt in dem ewigen Motor der Natur durch 
Verdunſtung und Niederſchlag des Waffers, 


Lange vor Beginn der Maſchinenanwendung hat man die Be- 
deutung der Flußläufe und Waſſerfälle für gewerbliche Zwecke er⸗ 
kannt und nutzbar zu machen geſucht, hat Waſſerräder und ähnliche 
primitive Vorrichtungen angelegt, insbeſondere zum Betrieb von 
Mühlen uſw. Don entſcheidender Wichtigkeit für die Energie- 
wirtſchaft find jedoch die Waſſerkräfte erſt in neuerer Zeit durch die 
Erfindung rationeller Methoden zu ihrer Ausnutzung, namentlich 
durch die Elektrifizierung, geworden. Das Problem mußte zunächſt 
gelöſt werden: die Verwertung der motoriſchen Energie unabhängig 
zu machen vom Ort ihrer Erzeugung; fie auch nach weit entfernt 
liegenden Perwendungsplätzen zu leiten. Erſt feit dies gelungen ift, 
feit der elektriſche Strom die Bindung der Kraft an einen eng be- 
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grenzten Anwendungsbereich aufgehoben hat, haben die Waſſerkräfte 
ihre eigentliche Bedeutung für den Wirtſchaftsprozeß der Welt ge- 
wonnen. 

Wo früher an Stromläufen und Wafjerfällen einfache Waſſer⸗ 
räder liefen, deren Energie an Ort und Stelle im Gewerbebetrieb 
ausgenutzt werden mußte, ſtehen heute große Kraftwerke zur Er⸗ 
zeugung elektriſchen Stroms, der mit Hilfe der neuzeitlichen Hot- 
ſpannungstechnik Hunderte von Kilometern weit weggeführt werden 
kann. Die Verwertung der Waſſerkräfte iſt nahezu unbegrenzt ge⸗ 
worden. Der in den großen Waſſerwerken erzeugte elektriſche Strom 
verſorgt Fabriken und treibt Maſchinen weit entfernter Induſtrie⸗ 
zentren. Der techniſche Fortſchritt im Ausbau der Waſſerkraft hält 
Schritt mit ihrer wachſenden wirtſchaftlichen Bedeutung. 


* * 
$ 


Die Urſachen dieſer für die Zukunft der Energiewirtſchaft hoch⸗ 
bedeutſamen Entwicklung liegen im Weſen der Waſſerkraftausnutzung 
ſelbſt. Die Waſſerkraft ift unerſchöpflich. Mit Hilfe der Turbinen 
ſchafft fie unermeßliche Werte — ohne Verwendung teurer Betriebs- 
ſtoffe, wie Kohle uſw. Man kann fagen: ein mit Dampfmaſchinen 
betriebenes Elektrizitätswerk verwandelt Hohlen, die ihrerſeits erſt 
gefördert und herangeführt werden müſſen, und die ebenfalls be- 
trächtliche Werte darſtellen, in elektriſchen Strom; ein Waſſerwerk 
verbraucht nur Energien, die, unerſchöpflich und ſich immer wieder 
erneuernd, aus den unverſieglichen Quellen der Natur ſelbſt geſchöpft 
werden. Gewiß gehören zu einem Waſſerkraftwerk große wertvolle 
Anlagen; aber bis auf die der Abnutzung unterworfenen Maſchinen 
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(Waſſerturbinen, Dynamos ufw.) find die Anlagen von dauerndem 
Wert. Sie beanſpruchen im übrigen geringe Unterhaltungskoſten. 

So erklärt es fih, daß das Intereſſe insbeſondere kohlenarmer 
Gebiete, die, gewiſſermaßen als Erſatz dafür, über geeignete Fluß- 
läufe oder Seen verfügen, ſich der Nutzbarmachung dieſer Energien in 
immer höherem Grade zuwenden. Vorübergehende Knappheit an 
Kohle während des Krieges und den erſten Nachkriegsjahren haben 
diefe Beſtrebungen weſentlich gefördert, um jo mehr, als Fortſchritte 
auf dem Gebiet der Starkſtrom⸗ 
technik und des Turbinenbaus 
die techniſchen Schwierigkeiten 
der Energieerfaſſung und -über- 
tragung nahezu völlig beſeitigt 
haben, Rieſengroß ſind die Mög⸗ 
lichkeiten, die Waſſerkräfte der 
Welt wirtſchaftlichen Zwecken 
nutzbar zu machen. Welche An⸗ 
ſtrengungen hat man bisher ge⸗ 
macht, ſie zu erſchließen? Und 
wieweit iſt ihr Ausbau gediehen? 
Einen Überblick über die vor- 
handenen Möglichkeiten bietet 
eine Schätzung, die amerikaniſche 
Geologen und Ingenieure auf 
Grund umfaſſender Forſchungen 
über den Weltvorrat an Waſſer⸗ 
kräften und ihre wirtſchaftliche 
Ausbeutung im Auftrage des 
Geologiſchen Amtes der Der- 
einigten Staaten vorgenommen 


SS 


An zweiter Stelle unter den Erdteilen folgt Amerika (Nord- 
und Südamerika). Insbeſondere der Reichtum der Vereinigten 
Staaten an Waſſerkräften iſt bemerkenswert. Sie beſitzen allein rd. 
25 Millionen PS ausnutzbare Waſſerkräfte, von denen annähernd 
10 Millionen PS bisher wirtſchaftliche Verwendung gefunden haben. 
Allein auf die ſehr günſtig gelegenen Niagarafälle entfallen nicht 
weniger als etwa 6 Millionen PS, und damit haben die Amerikaner 
— hauptſächlich mit Rüdficht auf das Landſchaftsbild um die Fälle — 
noch nicht einmal die ganze 
Leiſtungsfähigkeit des Niagara 
ausgeſchöpft. 

Hinter Amerika folgen, was 
den Beſitz an ausnutzbarer 
waſſerkraft anlangt, Aſien 
und Europa. Wobei ſich zeigt, 
daß das induſtriell noch ſehr 
ſchwach entwickelte Aſien, im 
Gegenſatz zu dem hoch indu- 
ſtrialiſierten Europa, nur einen 
verſchwindend geringen Teil ſei⸗ 
nes Waſſerkraftreſervoirs wirt⸗ 
ſchaftlich erſchloſſen hat. 

Beruhen auch die Angaben 
über die in der Welt vorhandenen 
Energiequellen, die in der Strö- 
mung und dem Gefälle des 
Wafjers der Erfaſſung harren, 
und den Umfang ihrer Erſchlie⸗ 
ßung auf Schätzung — ein an⸗ 
näherndes Bild der Wirklichkeit 


haben. Geht man von den Er⸗ > 5 = I vorhanden453 MilL.RS. dürften fie doch vermitteln. 
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geſtellten Berechnungen aus — 
ſie geben den Stand von 1925 
wieder —, ſo gewinnt man von 
der Verteilung des Weltvorrats an Waſſer ⸗ 
kräften auf die einzelnen Erdteile und von dem verſchiedenen 
Grad ihrer Ausnutzung ein Bild, das die beigegebene 
graphiſche Darſtellung zu veranſchaulichen ſucht. 


* * 
+ 
Allgemein zeigt fich, daß die vorhandenen Waſſerkräfte in allen 
Erdteilen nur Kri aR er geringen Teil ausgenutzt find. In 
manchen Kontinenten, in Afrika vor allem, haben fie bisher fo gut 
wie gar keine wirtſchaftliche 
Derwendung gefunden. Was über- 


Den verſchiedenen Anteil 
wichtiger europäiſcher sän⸗ 
der an den vorhandenen Waſſerkraftvorräten und den Grad ihrer 
wirtſchaftlichen Ausnutzung verdeutlicht das folgende Schaubild: 

Deutſchland ſteht, wie wir ſehen, nach der amerikaniſchen 
Berechnung, von der andere Schätzungen allerdings abweichen, unter 
den europäiſchen Ländern hinſichtlich feines Vorrats an Waſſer⸗ 
kräften an ſiebenter Stelle. Hinter andere europäiſchen Länder, ins⸗ 
beſondere Spanien, Italien und Frankreich, die die Ausnutzung ihrer 
waſſerkräfte am meiſten geſteigert haben, bleibt Deutſchland zurück. 
Betrug 3. B. die Steigerung von 1921 bis 1925 in Spanien 67 v. H., 


reich 50 v. G., fo erreichte fie in 


haupt auf dem Gebiet der Er⸗ 
ſchließung der waſſerkräfte inter- 
national erreicht wurde, iſt im 
übrigen das Ergebnis der jüng⸗ 
ften vergangenheit, nachdem 
Wiſſenſchaft und Technik die 
Vorbedingungen hierzu geſchaffen 
hatten. So wurden in Europa 
zum Beifpiel im Jahre 1921 nur 
8,88 Millionen PS mit Hilfe von 
Waſſerkraft erzeugt; im Jahre 
1925 waren es bereits 12,5 Mil- 
lionen PS. Das bedeutet eine 
Zunahme allein in Europa um 
38 v. H.] Die Zunahme in der 
Welt überhaupt beträgt im 
gleichen Zeitraum 26 v. H.; von 
22,85 Millionen PS ſtieg ſie auf 
28,91 Millionen PS. 

Von den Erdteilen birgt, 
das zeigt das Schaubild weiter, 
die weitaus größten — freilich 
noch faſt gänzlich unverwerteten 
— Waſſerkräfte Afrika. In 
den gewaltigen Strömen und 
Waſſerfällen dieſes Erdteils 
ſchlummern ungeheure Energie⸗ 
mengen — man denke nur an 
die Millionen Pferdeſtärken, die 
lediglich in den Waſſerfällen 
und Stromſchnellen des Kongo 
eingeſchloſſen ſind. Die Um⸗ 
wandlung aller dieſer Kräfte in elektriſche Energie würde, wie Woy⸗ 
tinsti („Die Welt in Zahlen“, 4. Bd.) feſtſtellt, mehr als hinreichen, 
um Europa und die ganze alte Welt überreichlich mit motoriſcher 


Kraft, mit Heizung und Beleuchtung zu verſorgen. Wann es jedoch 


wirtſchaftlich zweckmäßig und techniſch möglich ſein wird, dieſe 
gewaltigen Waſſerkräfte Afrikas zu erſchließen, iſt ein Problem, 
deffen Köfung ſpäteren Zeiten vorbehalten bleiben muß. 


Die Wasserkräfte wichtiger 
europäischer Länder 


Deutſchland im gleichen Zeit- 
raum nur die Höhe von 10 v. H. 
Allerdings haben gerade die 
letzten drei Jahre den weiteren 
Ausbau der deutſchen Waſſer⸗ 
kräfte nicht unerheblich gefördert. 

Allgemein zeigt ſich, daß 
der Stand der Waſſerkräfte eines 
Landes im weſentlichen ab» 
hängig iſt von der Strömung 
und dem Gefälle ſeiner Flüſſe, 
die wiederum in der Hauptſache 
durch die Beſchaffenheit der Erd- 
oberfläche bedingt werden. So 
erklärt es ſich, daß Länder von 
gebirgiger Natur, im Gegenſatz 
zu ebenen Gebieten, das größte 
Keſervoir an Waſſerkraft beſitzen 
— in Europa vor allem Stan- 
dinavien und die Alpenländer —, 
und daß auf deutſchem Boden der 
überwiegende Teil der Waſſer⸗ 
kräfte fih in Süddeutſch⸗ 
land konzentrierte. In den Län⸗ 
dern Bayern, Baden und Wirt- 
temberg ruhen die bedeutendſten 
Waſſerkräfte Deutſchlands, und 
gerade in dieſen ſteinkohlenarmen 
Gebieten werden ſie als wert- 
voller Erſatz für die Kohle her⸗ 
angezogen. Bingewieſen jet hier 
nur auf die großen Anlagen 
des Walchenſeekraftwerks, auf die Uraftwerke a. Iſar, Inn und Lech 
und die Schwarzenbach-Talſperre im Schwarzwald. 


ka * 
* 


Der Ausbau der Waſferkräfte befindet fih, in Deutſchland wie 
in den anderen Ländern, noch im vollen Fluß der Entwicklung. In 
raſtloſen Bemühungen ſucht die moderne Technik die rationelle Er» 
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in Italien 57 v. J. und in frant- 
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faſſung und Bewirtſchaftung der weißen Kohle zu ermöglichen und zu 
vervollkommen. Als einen Fortſchritt zu dieſem Ziele find in neueſter 
Seit auch Waſſerſpeicheranlagen anzuſehen, die ihre volle 
Bedeutung erſt in Zukunft erlangen werden. Es ſind künſtlich ge⸗ 
Kae e hochgelegene Staubecken, in die das Waſſer tiefer gelegener 
Flüſſe durch Rohrleitungen gedrückt wird. Ein ſolcher Waſſerſpeicher 
kann durch Schaffung eines künſtlichen Sees auf einer Hochebene oder 
durch Abriegelung höher gelegener Seitentäler gebildet werden. Das 
dort aufgeſpeicherte Waſſer läuft dann durch die gleichen Rohr- 
leitungen wieder den Berg hinunter, treibt mittels Turbinen Dynamo- 
maſchinen an und verwandelt ſo die aufgeſpeicherte Kraft wieder in 
Elektrizität. 

Durch den Ausbau derartiger Waſſerſpeicheranlagen wird, über 
die erhöhte Wirtſchaftlichkeit der Waſſerkraftausnutzung hinaus, ein 
internationaler Austauſch von Energie ermöglicht. 
Für die Derforgung eines Landes wird, wie der Direktor der 
Siemens⸗Schuckertwerke Dr. Werner ausführte, in Zukunft nicht nur 
die heimiſche Waſſerkraft in Frage kommen, ſondern je nach Bedarf 
wird auch auf mit Waſſerkräften beſonders ausgeſtattete auslän- 
diſche Gebiet zurückgegriffen werden können. So wird es beiſpiels⸗ 
weiſe möglich ſein, norwegiſche, ſchwediſche, finniſche Waſſerkräfte, 
die in ihrer Leiſtungsfähigkeit nahezu unbegrenzt find, nach den mittel» 
europäiſchen Ländern zu übertragen, und die gewaltigen Waſſerkräfte 
der Alpen werden, je nach der Möglichkeit wirtſchaftlicher Aus⸗ 
nutzung, nach Italien, Frankreich, Deutſchland und Giterreich geleitet 
werden können. Die Derwertung der weißen Kohle wird aljo in 
Jukunft über die engen Grenzen eines Landes hinauswachſen: die 
Ausnutzung der Waſſerkräfte, namentlich in den von der Natur 
befonders reich bedachten Ländern, wird damit ein weltwirt- 
ſchaftliches Problem geworden ſein. 


Wir ſtehen, wie wir ſehen, alles in allem erſt am Anfang einer 
rationellen Waſſerkraftwirtſchaft in der Welt. Noch harren die 
Energievorräte, die den Menſchen freigebig von der Natur geboten 
werden, zum weitaus größten Teil ihrer wirtſchaftlichen Nutzbar⸗ 
machung. welche gewaltigen Kräfte im fallenden und ſtrömenden 
Waſſer ruhen erhellt am beſten aus einem Vergleich mit dem Energie⸗ 
wert der Kohle. In Kilowatt umgerechnet, ſtellt die in der Welt 
nutzbar zu machende Waſſerkraft das Vierfache der Energie 
dar, die aus der Jahresförderung der Welt an Kohlen von rund 
1,2 Milliarden Tonnen gewonnen werden kann. 

Die Frage, ob durch die fortſchreitende Erſchließung der Waſſer⸗ 
kräfte in der Welt die wirtſchaftliche Bedeutung der Kohle herab- 
gemindert werden wird, iſt aber doch zu verneinen. Sie bleibt nach 
wie vor der koſtbare Rohſtoff, der auf manchen wichtigen Gebieten 
des Wirtſchaftslebens nicht durch elektriſche Energie erſetzt werden 
kann, wenngleich die Verwendung der Kohle als Heizſtoff zum Un- 
trieb von Kraftmaſchinen mehr und mehr eingeengt wird. Sie bleibt, 
beiſpielsweiſe, bei der Erzeugung von Eiſen im Hochofenprozeß, bei 
der Produktion von Leuchtgas und als Kohſtoff in der chemiſchen 
Induſtrie unentbehrlich. Sollte ſich endlich die Derflüffigung der 
Kohle, die techniſch bereits durchgeführt werden konnte, in einem 
wirtſchaftlichen Verfahren ermöglichen laſſen — und es ſcheint, als 
ſei man der Löſung dieſes Problems bereits nahegekommen —, fo würde 
fih für die Kohle eine neue wichtige Derwendungsmöglichfeit eröffnen, 
ie ihr die frühere Bedeutung in vollem Umfange zurückgeben würde. 

Das Ringen zwiſchen Waſſerkraft und Kohle ſtellt ſich, unter 
dieſem Geſichtswinkel geſehen, dar als eine notwendige Verſchiebung 
in der rationellen Verwertung der in der Welt zur Verfügung 
ſtehenden Energie, ermöglicht und gefördert durch die Fortſchritte der 
modernen Technik. 


Englands Konflikte mit 


Die engliſche Note an die Sowjetunion mit der Aufkündigung 
der diplomatiſchen Beziehungen hat einen lange beſtehenden Gegen- 
fag zu einem offenen Vonflikt werden laffen, der wegen feiner 
möglichen Auswirkungen zur Zeit. die weltpolitiſche Situation be⸗ 
herrſcht. Die Note war an ſich eine zwangsläufige Folge der mit 
Gewaltmitteln durchgeführten Hausfuchung in den Räumen der unter 
dem Namen Arcos bekannten Allruſſiſchen Kooperativen Handels- 
geſellſchaft, durch die die engliſche Regierung fih jede Rückzugs ⸗ 
een den offenen Bruch mit Rußland zu vermeiden, ver⸗ 
perrte. 

Es iſt nicht auf den erſten Blick zu erkennen, was die engliſche 
Regierung mit ihrer Entſchließung zum Bruch mit Räterußland 
bezweckte und warum ſie gerade den jetzigen Zeitpunkt zur Aus⸗ 
führung dieſer Entſchließung wählte. Es mag als richtig unter⸗ 
ſtellt werden, daß die ruſſiſche Räterepublik durch ihre Agenten 
in Verbindung mit kommuniſtiſchen Kreijen in England ſtand. 
Und es liegt nahe, daß die Komintern an der Finanzierung der 
kommuniſtiſchen Bewegung in England nicht ganz unbeteiligt war. 
Aber bedeutete dies im Ernſt eine innerpolitiſche Gefährdung des 
engliſchen Staates? In keinem Lande des Kontinents — das 
Italien Muſſolinis ausgenommen — iſt das Stärkeverhältnis der 
kommuniſtiſchen Partei zu den übrigen ungünſtiger für den Kom- 
munismus, als im Vereinigten Mönigreich. 

Das außenpolitiſche Moment, das für den Bruch angeführt 
wird, wirkt ebenſowenig überzeugend. Denn die Bedrohung des 
britiſchen Weltreiches war vor einigen Monaten, als die von 
Moskau unterſtützte Kuomintang-Partet militäriſch die Oberhand 
zu gewinnen ſchien, größer als in den Tagen, als ſich die engliſche 
Regierung zum Bruch mit den Sowjets entſchloß, obwohl gerade 
zu dieſem Zeitpunkt es den Anſchein hatte, als ob die „bol⸗ 
ſchewiſtiſche“ Hankau-Regierung in der Fange zwiſchen den 
nationaliſtiſchen und den Nordtruppen ihre letzte Exiſtenzmöglichkeit 
verloren hätte. Vor einigen Monaten hatte Chamberlain trotz der 
ernſten Bedrohung britiſcher Intereſſen durch den ruſſiſchen Einfluß 
in Südchina den Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen zu Ruf- 
land ausdrücklich im Parlament als . bezeichnet. Damals 
ſagte der Leiter der engliſchen Außenpolitik, man müſſe Rußland 
Gelegenheit geben, darzutun, daß es von den Methoden der Be- 
unruhigung fremder Länder abſehe. In der Swiſchenzeit find 
Beweiſe für eine Beunruhigung des engliſchen Staatslebens durch 
Rußland nicht erbracht worden und insbeſondere durch die Haus- 
ſuchung in der Arcos nicht zutage gefördert worden. 

Die Anordnung dieſer Durchſuchung, die den Abbruch der 
diplomatiſchen Beziehungen auf alle Fälle unvermeidlich machte, 
erfolgte erſt nach monatelangen Auseinanderſetzungen innerhalb der 
im Parlament eine übermächtige abfolute Mehrheit beſitzenden 
Konjervativen Partei und innerhalb des Kabinetts bei denen in 
der Partei, die als „Diehards“ bezeichneten Draufgänger und im 
Kabinett die ſtarken Perſönlichkeiten Churchills, Lord Birkenheads 
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Rußland und Agypten. 


und vor allem des Innenminiſters Sir Joynfon Hids, über die 
ruhigere und konziliantere Art des Premierminiſters Baldwin und 
ſeines Außenminiſters Chamberlain den Sieg davontrugen. 

Die Beweggründe dieſer ſchließlichen Entſcheidung ſind in 
Dunkel gehüllt, und man kann nur mutmaßen, daß hierbei partei⸗ 
politiſche Erwägungen ausſchlaggebend geweſen find. Die außen- 
politiſche Ablenkung von der Parlamentsberatung des im Lande 
unbeliebten Gewerkſchaftsgeſetzes war willkommen. Auch hofft man 
wohl in konſervativen Kreiſen, daß bei den nächſten Wahlen, deren 
Anſetzung man forcieren möchte, der Wahlruf der „ruſſiſchen Gefahr“ 
ſich als ebenſo Wolle erweiſen möge, wie der „Sinowjew⸗Brief“ 
bei den letzten Wahlen. 

Daß die engliſche Regierung mit dem Abbruch der diplo- 
matiſchen Beziehungen zu Rußland eher innen- als außenpolitiſche 
Ziele verfolgt, ergibt fih auch aus den ausdrücklichen Erklärungen 
Chamberlains, daß das Verhalten gegenüber Rußland eine iſolierte 
Handlung ſei und nichts an der Fortführung der Locarnopolitik 
ändere. Nicht einmal die Fortführung des privaten engliſchen 
Handels mit Rußland foll durch den Abbruch der offiziellen Handels- 
beziehungen berührt werden. Inſofern ift der Bruch eine Halbheit. 

Dramatiſche internationale Entwicklungen ſind aus der aus 
innerpolitiſchen Motiven hervorgegangenen außenpolitiſchen Geſte 
Englands vorläufig nicht vorauszuſehen. Freilich wird der Konflikt 
mit England für Rußland allmählich auf wirtſchaftlichem Gebiet 
unangenehme Folgen inſofern zeitigen, als ihm die ausländiſche 
Kreditgewährung mit der Zeit vorausſichtlich faſt gänzlich ab⸗ 
geſchnürt werden wird. II 


Entgegen der rein negativen Politik gegenüber Rußland ver- 
folgt England mit ſeiner in die gleiche zeitliche Phaſe fallenden Note 
an die ägyptiſche Regierung beſtimmte poſitive Forderungen, die es 
mit der nicht mißzuverſtehenden Entſendung mehrerer Über- 
dreadnoughts in ägyptiſche Gewäſſer wirkungsvoll unterſtützt. 
Wenngleich der Wortlaut dieſer Note nicht bekanntgegeben iſt, ſo 
weiß man doch aus gleichlautenden Verlautbarungen in London 


und Kairo, daß es ſich in der Hauptſache um die Sicherung des 


engliſchen Einfluſſes auf die militäriſche Macht Agpptens und ins- 
beſondere um die Wiederherſtellung der Privilegien des engliſchen 
Oberbefehls, des ſogenannten Sirdarats, handelt. 

Zum Verſtändnis der jetzigen engliſch⸗ägyptiſchen Krije muß 
auf die Deklaration des Jahres 1922 zurückgegangen werden, in der 
die damalige engliſche Regierung ihr ge dem Kriegsjahr 1914 
offiziell beſtehendes Protektorat über Agypten als beendet und 
Agypten als ſouveränen unabhängigen Staat erklärte. 

Allerdings hielt fih die britiſche Regierung im $ 5 der 
Deklaration durch Erklärung des status quo bis zum — nie ge- 
tätigten — Abſchluß weiterer Vereinbarungen in vier Punkten das 
Recht des Handelns nach eigenem Ermeſſen vor in Fragen betreffend: 

1. den Sudan, 
2. den Suezkanal, insbeſondere die engliſchen Weltreichsverbin- 
dungen, 
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3. die auswärtigen Beziehungen, insbeſondere die Verteidigung 

Agyptens gegen ausländiſche Angriffe und gegen unmittelbare 

oder mittelbare Einmiſchungen, 3 

4. das Fremdenrecht, insbeſondere den Schutz der Ausländer und 
der Minoritäten in Agypten. 

Um in dieſen vier Punkten im Notfall durchgreifen zu können, 
ſollte der Poſten des Sirdar, d. h. des OGberbefehlshabers der ägyp⸗ 
tiſchen Armee, auch weiterhin in Bänden eines von London er⸗ 
nannten engliſchen Militärs bleiben. Damals kam der ägypptiſchen 
Armee, von der ein größerer Teil im Sudan und nur ungefähr 
5000 Mann im eigentlichen Agypten garniſonierte, ſchon zahlenmäßig 
lediglich die Bedeutung einer Polizeitruppe zu. Die Stäbe des 
ägyptifchen Hauptquartiers und zahlreicher Abteilungen waren im 
Jahre 1922 faſt durchweg mit engliſchen Gffizieren beſetzt, ſo daß 
die ägyptiſche Armee unter unmittelbarer engliſcher Kontrolle ſtand. 
Die Fahl der engliſchen Offiziere betrug damals 172. = 

Das alles änderte fih, als nach der Ermordung des Sirdars 
und Generalgouverneurs des Sudans, Sir Lee Stack, und den 
Unruhen in Khartum die ägyptifhen Truppen aus dem ‚Sudan 
zurückgezogen wurden und hierdurch die in Ägypten befindliche 
Truppenzahl auf das Doppelte erhöhten, während die Sahl der 
engliſchen Offiziere durch Nichterneuerung der abgelaufenen 
Kapitulationsverträge von 172 auf 9 zuſammenſchrumpfte. 
Die Beſtrebungen, fih von den engliſchen Dorrechten zu bes 
freien, ſetzten mit größtem Nachdruck ein, als nach Aufhebung der 
Wahlbeeinſchränkungen im Jahre 1926 die von Saghlul geführte 
Wafd-Partei die abfolute Mehrheit im ägyptiſchen Parlament er- 
hielt. Ein beſonderer „ für militäriſche An⸗ 
gelegenheiten wurde eingeſetzt, deſſen als Unterlage für den neuen 
Militärhaushalt beſtimmter Bericht am 25. Mai d. J. veröffentlicht 
wurde. Dieſer Bericht, der den unmittelbaren Anlaß zu der durch 
die Flottendemonſtration unterſtützten engliſchen Note gegeben hat, 
empfiehlt den ſofortigen Ausbau der ägpptiſchen Armee und die 
beſchleunigte Durchführung ihrer modernen Bewaffnung. Ferner 
empfiehlt der Ausſchuß dem Parlament die Ablehnung der Kredite 
in Höhe von 750 000 ägyptiſchen Pfunden für die Sudan-Armee 
mit der Begründung, daß der Sudan dem ägyptifchen Einfluß durch 


England entzogen ſet und daß dem Parlament über die Verwendung 
der Gelder keine Information zugehe. Der Kernpunkt der Krije 
liegt aber in der Empfehlung des ägyptiſchen Parlamentsausſchuſſes 
an die Kammer, die Kredite für den Etat des engliſchen Sirdars 
abzulehnen. Hierzu iſt zu ſagen, daß England zur Schonung der 
ägyptifchen Empfindlichkeit die Stellung des Sirdars ſeit der Er- 
mordung Sir Lee Stacks unbeſetzt gelaſſen und ſich mit einem, aller⸗ 
dings mit gleicher Machtvollkommenheit bekleideten ſtellvertretenden 
Sirdar begnügt. Dieſe Stellung hat zur Zeit der engliſche General⸗ 
major Spinks inne, der damit gleichzeitig Oberbefehlshaber der 
ägyptifchen Armee ift. Gegen die Anempfehlung der Aufhebung des 
Sirdarats nimmt die engliſche Regierung ſo energiſch Stellung, 
weil mit feinem Derluft die ſtärkſte Poſition engliſchen Einfluffes 
in Agypten verlorengehen würde. 

In der ägyptiſchen Kammer führte die englandfeindliche 
Stimmung gleichzeitig zu einer erregten Debatte darüber, daß der 
engliſche Oberfommitiar Lord Lloyd in Oberägypten gelegentlich 
ſeines Beſuches in einer Notablenverſammlung ſich von den lokalen 
Würdenträgern offiziell empfangen ließ. In einer einſtimmigen 
Refolution erblickt das ägyptiſche Parlament in dieſem Beſuch einen 
ungerechtfertigten Eingriff des engliſchen Oberkommiſſars in die 
inneren Angelegenheiten Ägyptens, die die Beſtrafung der ägyp⸗ 
tiſchen Provinzbeamten, die an dem Empfang teilgenommen hatten, 
erforderlich mache. 

Wie ſehr ſich aber auch die Stimmung in Agypten gegen die 
Engländer verſchärft hat, ſo iſt die Überreichung der engliſchen Note 
an den ägyptiſchen Premierminiſter Sarvat⸗Paſcha, die der Ent- 
faltung engliſcher Machtmittel in China und dem energiſchen Dor- 
gehen gegen Rußland folgte, offenſichtlich nicht ohne Eindruck ge⸗ 
blieben, zumal fie durch die Flottendemonſtration als Ausdruck 
engliſchen Machtwillens unterſtrichen wird. Wenn aber die ägyp⸗ 
tiſche Regierung die Erkenntnis gewonnen hat, daß Chamberlain 
unter dem Einfluß des rechten Flügels der Konfervativen gegen- 
über den Völkern des Oſtens die ſtarke Hand zu zeigen gewillt ift 
und danach ſein Handeln einrichtet, jo wird fie tro des Drucks 
der Faghluliſten dem engliſchen Verlangen nach Wiederherſtellung 
des engliſchen Einfluſſes in der Heeresverwaltung nachgeben. 


50 Jahre Generalverband der Naiffeiſengenoſſenſchaften. 


Von Dr. Bruno Rauecker. 


Am 26. Juni feiert der Generalverband der deutſchen Raiff- 
eiſengenoſſenſchaften in Neuwied fein sojähriges Jubiläum. Es 
verlohnt fih, bei dieſer Gelegenheit der wirtſchaftlichen und ſozialen 
Grundſätze zu gedenken, die dem Begründer der Kaiffeiſenſchen 
Genoſſenſchaften vorſchwebten, als er in jahrzehntelanger, mühevoller 
Werbearbeit von der Mitte des 19. Jahrhunderts ab die erſten Bau- 
ſteine zu dem großen Gebäude der ländlichen Darlehnska envereine 
legte, die ſeit 1877 in dem Generalanwaltſchaftsverband ländlicher 
Genoſſenſchaften in Neuwied zuſammengeſchloſſen ſind. 

Vielleicht iſt es nicht zuviel geſagt, wenn man in den Raiff- 
eiſenſchen Genoſſenſchaften den Jdeengehalt der urfprünglichen 
Genoſſenſchaftsbewegung mit am reinſten verwirklicht fieht. Genoſſ en⸗ 
ſchaften: das ijt der freiwillige Fuſammenſchluß zu wirtſchaftlichen, 
ſozialen und kulturellen Zwecken; iſt das Beſtreben gleichgerichteter 
Minderbemittelter, der Dorteile des Großbetriebes teilhaftig zu 
werden, iſt der Weg zur Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Lage auf 
dem Wege ſolidariſcher Aktion. Was die Aktien für den Kapita- 
liſten, das iſt die Genoſſenſchaft für den Minderbegüterten, die Der- 
bindung vereinzelter Perſonen zur Steigerung und günſtigſten Aus⸗ 
wertung der Herſtellung und des Vertriebs. Allein neben und über 
diefe wirtſchaftlichen iele hinaus verfolgen die Genoſſenſchaften 
aller Richtungen in ihren urſprünglichen Abſichten ſittliche Zwecke: 
ſie ſind, um einen Ausdruck der Begründer der engliſchen Genoſſen⸗ 
ſchaften Hughes und Neal, der Vorkämpfer des modernen euros 
päiſchen Genoſſenſchaftsweſens überhaupt, zu gebrauchen, „eine ernſt⸗ 
hafte Bemühung, in dem Geſchäftsleben das Ideale mit dem Realen 
in Einklang zu bringen“. Im gleichen Sinne ſchreibt Profeſſor 
Schultze-Gaevernitz in feinem Buche „Sum ſozialen Frieden“ über 
das Genoſſenſchaftsweſen: „Zweierlei hebe ich als Gedanken von 
grundlegender Wichtigkeit (bei der Beurteilung der Genoſſenſchaften) 
bervor: den allgemeinen Satz, daß die Beſeitigung der fozialen 
Seiden nicht durch Gewalt und nicht durch Geſetzgebung herbei⸗ 
geführt werden kann, ſondern nur durch innere Veränderung der 
Menſchen, daß alſo die ſoziale Frage im Grunde nicht politifcher, 
ſondern moraliſcher Natur iſt. In zweiter Linie ſteht folgender 
Satz, daß wirtſchaftliche Erfolge nicht zu erzielen ſeien, außer 
durch Erfülltſein von der Idee.“ Dieſer Miſchung von wirtſchaft⸗ 
lichen und ſittlichen Fweckſetzungen entſpricht, wie geſagt, die Raiff- 
eiſenſche Bewegung am allermeiſten. Die wirtſchaftliche Förderung 
durch die einzelnen Vereine ſoll nur das Mittel zur Hebung des 
eiſtigen und ſittlichen Lebens ſein. Noch heute heißt es in den 

uſterſatzungen des Generalverbandes: „Der Verein will weniger 


geſchäftlichen Gewinn erzielen, als vielmehr die wirtſchaftlich 
Schwachen ſtärken und das geiſtige und ſittliche Wohl feiner Mit- 
glieder fördern.“ Dementſprechend verlangen die Kaiffeiſen⸗Ge⸗ 
noſſenſchaften von ihren Mitarbeitern nicht in erſter Linie hohe Bei⸗ 
träge, ſondern koſtenloſe gemeinſinnige Arbeit. Ihre Solidarhaft 
dient nicht nur zur Kapitalbefchaffung, ſondern bildet das Band, 
das die Mitglieder der einzelnen Genoſſenſchaften gewiſſermaßen zu 
einer großen Genoſſenſchaftsfamilie vereinigt. In den Schultze⸗ 
Delitzſchſchen Kreditvereinen erhält der Darlehennehmer fo viel 
Kapital, als er wünſcht, ſofern er genügende ſachliche Sicherheit 
bietet, in den Naiffeifenvereinen wird ihm dagegen nur dann 
geliehen, wenn er die Anforderungen an die Solidität in ſeiner 
wirtſchaftlichen und perſönlichen Gebarung in ausreichendem Maße 
erfüllt. Den Grundſatz des Nächſtendienſtes und der Vächſtenliebe, 
den Raiffeifen in feinen Schriften immer wieder betont, und den er 
als „praktiſche Betätigung des Chriſtentums im wirtſchaftlichen 
Leben“ zu verwirklichen trachtete, entſpricht auch die ſoziale Wirt- 
ſamkeit der Spar- und Darlehnskaſſenvereine, die weit über eine 
bloße Kreditgewährung hinausreicht. Die Raiffeiſen⸗Genoſſenſchaften 
unterſtützen die ländliche Wohlfahrtspflege, ſoweit ſie es irgendwie 
können. Bei einem großen Teil der Vereine ijt dieſer Zweck ſätzungs⸗ 
emäß feſtgelegt. In beträchtlichem Umfange geben ſie aus ihren 
Iberfchüffen Mittel für kirchliche und Schulzwede, Gemeindehäuſer 
und Dolfsbüchereien, Kinders und Jugendfürſorge, Säuglings- und 
Krankenpflege uſw. her. Von ſozialen Abſichten ift auch die bei 
ſämtlichen Genoſſenſchaften ſatzungsgemäß vorgeſchriebene Bildung 
eines unteilbaren Vereinsvermögens, des ſogenannten Stiftungs- 
fonds, getragen, der nach Erreichung des ſatzungsgemäßen Reſerde⸗ 
fonds aus dem Gewinn angefammelt wird, mit dem Zweck, nächit 
der Unabhängigmachung des Vereins von fremdem Kapital gemein⸗ 
nützige Einrichtungen zu unterſtützen. Nach Auflöſung des Dereins 
darf das Vermögen nicht verteilt werden, ſondern ift der deutſchen 
Raiffeifenban? oder einer anderen, mündelſicheren Anſtalt zur Der- 
waltung zu übergeben, bis ſich ein neuer Verein gebildet hat. Die 
Geſetzgebung hat diefe ſoziale Eigentümlichkeit der Naiffeifen- 
vereine ausdrücklich in der Novelle zum Genoſſenſchaftsgeſetz vom 
12. Auguſt 1896 berückſichtigt. Schließlich wird man auch in der 
Tatſache der Miſchung aller ländlichen Berufsſtände in der Mit- 
gliedſchaft der Raiffeiſengenoſſenſchaften einen ſozialen Weſenszug 
erblicken können. die Raiffeiſenvereine dienen nicht nur dem 
Landwirt, fondern auch dem ländlichen Gewerbetreibenden, dem, 
Handwerker wie dem Beamten, dem landwirtſchaftlichen wie dem 
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induſtriellen Arbeiter. Frei von jeder parteipolitifchen Bindung 
verfolgen ſie das Prinzip ſtrikter politiſcher Neutralität. 


In ihrem wirtſchaftlichen Grundzug find die Raiffeifenvereine 
den dörflichen und bäuerlichen Verhältniſſen von ihrem Gründer der- 
artig organiſch angepaßt worden, daß ſie ſich, wenn auch anfänglich 
nur langſam, ſo doch im Laufe des 19. Jahrhunderts ſtetig in allen 
Gegenden Deutſchlands durchgeſetzt haben. In ihnen fand der Bauer, 
was die ſtädtiſchen Banken und die öffentlichen Sparkaſſen, aber 
auch die Schultze⸗Delitzſchſchen Kreditvereine trotz mancher rühm- 
lichen Ausnahme dem Landwirt nicht bieten konnten: langfriſtigen 
und billigen Perſonalkredit. In geldarmen, fern von dem Mittel- 
punkt des Geldverkehrs gelegenen einſamen Dörfern, in denen für 
die Banken das Kreditgefchäft nicht mehr rentabel erſcheint, gewähren 
die Raiffeiſen⸗Genoſſenſchaften billige Darlehen zu den günſtigſten 
Bedingungen. Statiſtiſche Nachweiſungen haben ergeben, daß der 
mittlere Finsfuß der Kaiffeiſen⸗Genoſſenſchaften hinter demjenigen 
der ſtädtiſchen Genoſſenſchaften und Banken, zeitweilig ſogar hinter 
dem Reichsbankdiskont zurückgeblieben iſt und zudem viel geringeren 
Schwankungen ausgeſetzt war als der Zinsfuß am offenen Geld- 
markt. Der Grund hierfür liegt in der Geringfügigkeit der Der- 


waltungskoſten, dem Fehlen kapitaliſtiſcher Gewinnabſichten und 
der Rückendeckung durch die Zentralkaſſen. Ganz beſonders find die 
Kückzahlungsbedingungen den Bedürfniſſen der Landwirtſchaft an- 
gepaßt. Die Darlehen werden je nach dem Verwendungszweck auf 
ein bis fünf, zehn Jahre oder auch für längere Zeit gewährt und 
find in Jahresraten zu tilgen. Damit wird den längeren Umſchlags⸗ 
zeiten der Landwirtſchaft Rechnung getragen. Die Einrichtung 
laufender Konten zur Regulierung des täglichen Geſchäftsbetriebes, 
Einkauf von Düngemitteln, Saatgut, Verkauf von Erzeugniſſen 
kommt gleichfalls den Sonderbedürfniſſen des Landwirtes entgegen. 
Ein beſonderes Verdienſt haben fich die Spar- und Darlehnskaſſen⸗ 
vereine auch durch die übernahme notwendig gewordener Güter- 
aufteilungen und die damit verbundene gleichzeitige Ausſchaltung 
der planloſen und unwirtſchaftlichen Güterſchlächterei durch Dritte 
erworben. Der Wucher, der in der letzten Hälfte des 19. Jahr⸗ 
hunderts ſich in der Landwirtſchaft beſonders breit gemacht hat, 
hat infolge dieſes Vorgehens der Raiffeiſen⸗Genoſſenſchaften das 
Feld vor der genoſſenſchaftlichen Selbſthilfe weitgehend räumen 
müſſen. Rund 2 Millionen Landbewohner genießen heute die Dor- 
teile eines billigen Betriebskredits, nachdem es gelungen iſt, die 
Schäden der Inflation ſo gut wie völlig wieder auszugleichen. 


Das Berliner Abendgymnaſium. 


Don Prof. Dr. Peter A. Silbermann. 


Am 1. September dieſes Jahres wird in Berlin mit Unter- 
ſtützung des Staates, der Stadt und zahlreicher wirtſchaftlicher Orga⸗ 
niſationen das erſte Abendgymnaſium eröffnet werden. Daß die 
Gründung einer ſolchen Bildungsanſtalt ein Bedürfnis, ja, geradezu 
eine Notwendigkeit iſt, ergibt ſich allein aus der Tatſache, daß ſich 
bereits an den ſechs erſten Anmeldungstagen gegen 2000 Männer 
und Frauen um die Aufnahme beworben haben. 

Trotz der zahlreichen Fortbildungsmöglichkeiten, wie ſie in den 
Großſtädten Deutſchlands durch Fachſchulen und Volkshochſchulen ge- 
boten werden, hatten bei uns bisher die im Berufs- und Erwerbs- 
leben ſtehenden Perſonen ſo gut wie keine Gelegenheit, die in der 
Jugend meiſt aus wirtſchaftlichen Gründen verſäumte höhere Schul- 
bildung nachzuholen. Heute find ſich wohl die maßgebenden Kreife 
der Arbeitgeber wie der Arbeitnehmer darüber klar, daß bei den 
geſteigerten Anforderungen der Gegenwart, die auf allen Gebieten 
hundertprozentige Leiſtungen verlangt, die Volksſchulbildung nicht 
mehr ausreicht. Sie reicht ganz beſtimmt nicht aus für einen 
Menſchen, der in ſeinem Beruf weiterkommen und damit auch ſeine 
wirtſchaftliche Lage verbeſſern will. Daneben gibt es aber auch zahl⸗ 
loſe Wiſſenshungrige, die durch eine vertiefte und erweiterte Bildung 
ihren Anteil am geiſtigen Leben der Gegenwart vergrößern möchten. 
Alle diefe wiſſensdurſtigen und ſtrebenden Menſchen waren bisher, 
wie gejagt, meiſt nur auf die volkshochſchulmäßigen Kurſe 
angewieſen, von den ſogenannten „Preſſen“ ganz zu ſchwei⸗ 


gen, von denen keine Bildung, höchſtens Examenswiſſen ge⸗ 
gehen werden kann, und die für die meiſten Suchenden 
wegen der erheblichen Koften gar nicht in Frage kommen. 


Allerdings beſteht ſchon feit ein paar Jahren in Berlin-Neukölln 
ein Abiturientenkurſus für junge Arbeiter, in den beſonders be- 
gabte, aus allen Teilen des Reiches ausgewählte junge Arbeiter auf⸗ 
genommen und, vielleicht allzu rajh, in drei Jahren zur Reife- 
prüfung geführt werden. Der Unterricht findet hier am Vormittag 
ſtatt, den Reſt des Tages üben die im Durchſchnitt 20jährigen 
Schüler, durch Stipendien unterſtützt, eine Halbtagsarbeit aus. Das 
ift ein anerkennenswerter Verſuch, eine kleine Auswahl begabter 
Proletarierkinder — in vier Jahren haben etwa 50 Schüler diefe 
Kurfe beſucht — in die höhere Bildung einzuführen, aber keine 
Löſung des jo überaus wichtigen Volksbildungsproblems, wie näm⸗ 
lich der großen Maffe der Wiſſensdurſtigen aus allen Volkskreiſen 
ohne wirtſchaftliche Belaſtung dieſe Bildung und damit zugleich 
die Möglichkeit ſozialen Aufſtiegs verſchafft werden kann. Auch in 
München befteht etwas Ähnliches feit 27 Jahren. Es ift die ſoge⸗ 
nannte „Gewerbliche Abend⸗Mittelſchule“. Dieſe führt aber, wie 
ſchon ihr Name andeutet, nur bis zur mittleren Reife, alſo etwa bis 
zur Oberſekunda. Ferner iſt ihr Beſuch mit nicht unerheblichen 
Koften für die Schüler verbunden. Der Beſuch des Berliner Abend- 
gymnaſiums foll aber, von einer geringfügigen Halbjahrsgebühr ab- 
gefehen, unentgeltlich fein, und auch die Lehrbücher follen Bedürf⸗ 
tigen koſtenlos geſtellt werden. Dieſe Tatſache halte ich für außer⸗ 
ordentlich wichtig. Denn in Zukunft foll und wird eben niemand 
mehr aus wirtſchaftlichen Gründen daran verhindert werden, die 
abgeſchloſſene und ſich allmählich aufbauende Bildung der höheren 
Schule zu erwerben und ſich damit die Möglichkeit des Aufſtiegs zu 
ſichern. Jeder ſoll, wenn er nur die nötige Begabung und Energie 
hat, die Chance haben hochzukommen. Das iſt ganz amerikaniſch 
gedacht, und in Amerika iſt in der Tat das Abendgymnaſium, ſo 
wie es jetzt in Berlin geplant iſt, ſeit mehr als einem Jahrzehnt 
verwirklicht. Es hat ſich dort ſo bewährt, daß es in der Stadt 
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New Nort allein 12 „Evening High Schools“ gibt, die im letzten 
Winter von 35 000 Männern und Frauen beſucht wurden. 

Der Lehrplan des Berliner Abendgymnaſiums foll fih unmittel⸗ 
bar an den der Volksſchule anſchließen. In die unterſte Klaffe, die 
Gbertertia, können daher Männer und Frauen aufgenommen werden, 
die über 18 Jahre alt find, im Berufsleben ſtehen und nur Dolfs- 
ſchulbildung beſitzen. Zugleich mit dieſer Alaſſe foll im Berbſt auch 
eine OGberſekunda eröffnet werden für die Söhne und Töchter des 
gebildeten Mittelſtandes, die, der Not der Zeit gehorchend, vorzeitig 
die höhere Schule verlaſſen mußten, und nur die Gberſekundareife 
beſitzen. Von denen, die fih bisher für das Abendgymnaſium ge- 
meldet haben, verfügen etwa 25 v. H. über diefe Reife. 

Der Unterricht wird an den erſten fünf Wochentagen in der 
Seit von 2 bis 10 Uhr abends ſtattfinden. In dieſen drei Feit- 
ſtunden werden vier Unterrichtsſtunden erteilt, jo daß auf jede Klaſſe 
20 Wochenſtunden fallen. Für berufstätige Menſchen bedeutet es 
zweifellos eine große körperliche Anſtrengung und eine ſtarke Be⸗ 
laſtung der Willenskraft, nach meiſt neunſtündiger Tagesarbeit noch 
Abend für Abend, und das auf Jahre hinaus, ernſte Studien zu 
treiben. Daß dies aber möglich ift, beweiſt das amerikaniſche Dor- 
bild. Es beweiſen dies auch die bei uns meiſt recht erfolgreich 
wirkenden Fachſchulen 5 Erwachſene, die doch faſt ausſchließlich 
in den Abendſtunden arbeiten. 

Das Berliner Abendgymnaſium ſoll zwar eine Privatſchule 
bleiben, als deren Träger der „Verein zur Förderung des Berliner 
Abendgymnaſiums“ gedacht ift, in deffen Dorftand ſatzungsgemäß das 
Preußiſche Unterrichtsminiſterium, das Provinzialſchulkollegium und die 
Stadt Berlin vertreten ſind, aber es wird in der Lage ſein, genau dieſelben 
Berechtigungen zu erteilen wie jede andere höhere Lehranſtalt Preußens. 

Natürlich iſt es unmöglich alle aufzunehmen, die ſich melden, 
folange es nur ein Abendgymnaſium in Berlin gibt. Aber ganz 
abgeſehen davon, beſitzen nicht alle, die da guten Willens find und 
das Streben bekunden, die Lücken ihrer Bildung auszufüllen, die zum 
erfolgreichen Beſuch einer höheren Schule nun einmal notwendige 
Begabung. Aus diefem Grunde iſt es unumgänglich, eine Ausleje 
vorzunehmen. Dieſe erfolgt in der Weiſe, daß die Dorangemeldeten, 
ihrem Alter und ihrer Vorbildung entſprechend, in Gruppen von 
etwa 40 bis 50 Perſonen eingeteilt werden. Jede dieſer Gruppen 
wird zweimal einer zweiſtündigen mündlichen und ſchriftlichen Prü⸗ 
fung unterzogen, wobei die Teſts, die Dr. Bobertag vom „Zentral- 
inſtitut für Erziehung und Unterricht“ nach amerikaniſchem Muſter 
eigens für dieſe Prüfungen ausgearbeitet hat, gute Dienſte leiſten. 
Die Beantwortung dieſer Teſts iſt nicht ganz leicht, aber gerade im 
Anfang iſt es ja wichtig, daß erſt einmal die Begabteſten Aufnahme 
in das Abendgymnaſium finden. z 

In der großen Zahl der Dorangemeldeten find alle Lebensalter 
bis zum 50. Jahre und alle Berufe, mit Ausſchluß der akademiſchen, 
vertreten. Und all dieje Menſchen find begeiftert und hoffnungsfroh. 
Alle möchten fie jo brennend gern weiterfommen im Seben und mehr 
und mehr hinzulernen, und der Gedanke, infolge des allzu großen 
Andrangs keine Berückſichtigung mehr zu finden, bereitet vielen Pein 
und Schmerz. In zahlloſen Briefen haben ſie ihre Sorgen und ihre 
Hoffnungen zum Ausdruck gebracht. 

Gelingt der Berliner Derjuch, der ſicherlich von ganz Deutſch⸗ 
land mit Intereſſe beobachtet werden wird, dann wird das Berliner 
Abendgymnaſium bald in allen großen Städten des Reiches Nadh- 
folge finden. Und damit wäre eines der wichtigſten Dolfsbildungs- 
probleme auf die einfachſte und natürlichſte Weiſe gelöſt. 
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700 Jahre Stadt Leitmeritz. 


Su Pfingjten hat die Stadt Keitmeri in Böhmen ihr fieben- 
hundertjähriges Bejtehen gefeiert. Leitmeritz nimmt unter den dent- 
ſchen Städten Böhmens eine hervorragende Stellung ein: ein 
rühmenswertes Wahrzeichen deutſchen Fleißes und deutſcher Kultur. 
Leitmeritz iſt eine der älteſten Stadtgemeinden Böhmens. Die geo⸗ 
graphiſche und klimatiſche Lage 
an der fiſchreichen Elbe, dort wo 
die Eaer ſich in fie ergießt, hat 
der Gegend den Namen des böh- 
miſchen Paradieſes gegeben. Es 
iſt daher natürlich, daß hier alter 
Kulturboden iſt, wo ſchon die 
keltiſchen Bojer, von denen Böh- 
men ſeinen Namen erhalten hat, 
und ſpäter die germaniſchen 
Markomannen und Hermundu⸗ 
ren geſiedelt haben. Als dann vom 
7. Jahrhundert an flawifche 
Volksſtämme in das Gebiet ein- 
drangen, ließen ſich hier die Luto⸗ 
mericen (Leitmeritz) nieder und 
gründeten auf dem Hügel der 
Stadt, wo heute die biſchöfliche 
Reſidenz (gegründet im Jahr 
1656) ſteht, ihre primitive Gau- 
burg, die Sitz eines Erzprieſters 
und allmählich der Mittelpunkt des Handels der ganzen Umgegend 
wurde. Von dieſer Siedlung, die ſich aus Einheimiſchen und zu⸗ 
gewanderten Deutfhen zuſammenſetzte, ijt wohl zu unterſcheiden 
die ſich daran anſchließende Stadt Leitmeritz. Dieſe wurde unter dem 
Przemysliden Ottokar I. ungefähr im Jahre 1227, wie übrigens faſt 
alle Städte Böhmens, von Heutſchen gegründet; ihren deutſchen Ur- 


ſprung beweiſt unter anderen beſonders der Umſtand, daß fie nach 
dem Magdeburger Stadtrecht verwaltet wurde. 

Die Stadt blühte rajh empor und gelangte zu großem Reih- 
tum und Anſehen. Beſonders begünſtigte fie Karl IV., der fie mit 
reichen Schenkungen und ergiebigen Rechten bedachte. Aber in der 
Zeit der Huſſitenkriege (im 15. 
Jahrhundert) brach namenloſes 
Unglück über ſie herein. Sie ver⸗ 
lor nicht nur alle ihre Privilegien, 
ſondern büßte auch ihren deut⸗ 
ſchen Charakter ein. Von den 
furchtbaren Heimfuchungen, denen 
ſie ausgeſetzt war, konnte ſie ſich 
nur ſehr langſam und ſchwer 
wieder erholen. Sine zweite 
Periode ſchwerſten Unglücks war 
für die Stadt Leitmeritz der 
Dreißigjährige Krieg, wo ſie be⸗ 
ſonders den Vernichtungen und 
Plünderungen durch die ſchwe⸗ 
diſche Soldateska ausgeſetzt war 
und faſt völlig zerſtört wurde. 
Aber die Zähigkeit ihrer noch ver⸗ 
bliebenen Bürger und der Fleiß 
der neuen Bewohner, die aus 
> ; Deutſchland einwanderten, haben 
auch die Wunden dieſer ſchrecklichen Zeit allmählich wieder heilen 
laſſen. Und wenn auch im Schleſiſchen und Siebenjährigen Kriege, 
ſowie in den ſpäteren unruhigen Seiten noch manche Rückſchläge er- 
folgten, ſo konnte doch die Lebenskraft dieſer tapferen Stadt nicht ge⸗ 
brochen werden. In den letzten Jahrzehnten erfreute ſie ſich vielmehr 
einer ruhigen, ſteten Entwicklung, die zu einer neuen Blüte führte. 


sr 


= Zur Zeitgeſchichte —— 


zur Wiederwahl Maſaryks. 


: Die Amtszeit des Präfiventen der tſchechoſlowakiſchen Republik 
ijt auf ſieben Jahre feſtgeſetzt. Nach der Verfaſſung darf ein Präſi⸗ 
dent nicht zweimal nacheinander die Würde bekleiden. Eine Aus- 
nahme bildet jedoch der erſte Präſident, deſſen Wiederwahl ver- 
faſſungsmäßig möglich iſt. Am 27. Mai iſt der Kongreß, d. i. das 
Abgeordnetenhaus und der Senat zuſammengetreten, um die Neu⸗ 
wahl des Präſidenten vorzunehmen. Schon bei dem erſten Wahl ⸗ 
gang find von 454 Stimmen 274 auf den bisherigen Präſidenten 
Mafaryk abgegeben worden, foda er mit der vorgefchriebenen 
Dreifünftelmehrheit der anweſenden Abgeordneten und Senatoren 
gewählt worden iſt. Es war jedenfalls keine berraſchung, daß die 
Wahl wieder auf Maſarpk fiel, doch ift es für den Außenſtehenden 
immerhin eine Überraſchung, wie die Wahl erfolgte. Zum erſten 
Male feit dem Beſtande der tſchechoſlowakiſchen Republik ift der 
Präſident mit Hilfe der deutſchen Wähler gewählt worden. Für 
ihn haben von den deutſchen Parteien die ſozialdemokratiſche und die 
beiden Regierungsparteten, die chriſtlich⸗ſoziale und die Agrarpartei, 
geſtimmt. Dagegen haben Maſaryk zum erſten Male Mitglieder der 
tſchechoſlowakiſchen Parteien ihre Stimmen verſagt; dabei hat ſich 
herausgeſtellt, daß außer den ſehr ſcharf gegen Maſaryk eingeſtellten 
tſchechiſchen Nationaldemokraten und der floweniſchen Dolfspartei, 
deren Gppoſition ſchon vorher bekannt war, auch viele Stimmen 
der tſchechiſchen Regierungsparteien dem bisherigen Präſidenten vor⸗ 
enthalten worden find. Maſarpk kann aljo heute nicht mehr wie 
noch vor einigen Jahren auf die Gefolgſchaft des ganzen tſchechiſchen 
und des flowakiſchen Volkes rechnen. Er ſteht zu ſehr mitten im 
Kampf der politik, als daß er nur unbedingte Anhänger hätte. Man 
mag aber über ihn vom Geſichtspunkte der Tagespolitik denken und 
urteilen, wie man will, die Geſchichte wird ihm zweifellos den 
Ruhm nicht verſagen, daß er der eigentliche Vater des heutigen 
iſchecholowakiſchen Staates ift. 

Dr. T. E. Maſaryk ift im Jahre 1850 in einem kleinen 
mähriſchen Städtchen als Sohn ſehr armer Eltern geboren. Er hat 
eine ſchwere Jugend gehabt, und man kann wohl mit Recht ſagen, 
daß er das, was er geworden iſt, durch harte Arbeit ſich ſelbſt er⸗ 
kämpft hat. Auf der anderen Seite iſt es auch nicht zu leugnen, 
daß er ihr vielleicht gerade, weil er dem Leben jo beherzt entgegen- 
treten konnte, in den entſcheidenden Phaſen feines Lebens ſtets vom 
Hlück begünſtigt worden ift. Die Armut feiner Eltern zwang ihn, 
zunächſt ein Handwerk zu erlernen, aber der unwiderſtehliche Drang 
nach geiſtiger Nahrung verſchaffte ihm bald wieder die Möglich⸗ 


keiten, ſeinen begonnenen Beruf wieder aufzugeben und ſich ſeinen 
Studien zu widmen. Mit Hilfe von Stipendien konnte En Yen 
und Wien das Gymnaſium abſolvieren, um dann in Wien und 
Leipzig Philoſophie und Soziologie zu ſtudieren. Nachdem er ſich 
zunächſt an der Wiener Univerſität als Privatdozent habilitiert 
hatte, wurde er im Jahre 1882 Profeſſor der Philoſophie an der 
tſchechiſchen Univerſität in Prag. Seine umfaſſende Bildung, ſein 
ſcharfer Geiſt und ſein Streben, den Problemen nachzugehen, um, 
wenn auch nicht ihre Löſung zu finden, ſo doch ihr Weſen kennen⸗ 
zulernen, regte ihn zu einer umfangreichen wiſſenſchaftlichen 
Tätigkeit an. Er iſt zweifellos ein ſtark kritiſcher und ſelbſtändiger 
Geiſt, der infolgedeſſen natürlich auch ſtark oppoſitionell eingeſtellt 
war. Er folgte nicht bedingungslos Autoritäten, ſondern ging ſeine 
eigenen Wege, um ſelbſt Autorität zu werden. Unter ſeinen vielen 
wiſſenſchaftlichen Werken ſeien nur die folgenden erwähnt: „Soziale 
Frage“, „Kritik des Marxismus“, „Konkrete Logik“, „Der moderne 
Menſch und die Religion“ uſw. 


Entſprechend ſeiner philoſophiſchen Einſtellung war er auch in 
der Politik ein Anhänger des Rationalismus. Im Jahre 1890 trat 
er zum erſten Male in das politiſche Leben ein, als er in den öfter- 
reichiſchen Reichstag gewählt wurde. Zunächſt ſchloß er fih der 
unter Führung Kramar ſtehenden alttſchechiſchen Partei an. Aber 
dieſer ſterile Paſſivismus befriedigte ihn auf die Dauer nicht. Schon 
nach kurzer Zeit legte er fein Mandat nieder, um erſt nach ſieben 
Jahren ſeine politiſche Tätigkeit von neuem zu begründen. Mit einigen 
Freunden gründete er nun die Partei der tſchechiſchen Realiſten, 
deren Fiel es war, daß das tſchechiſche Volk ſich mit den gegebenen 
Tatſachen abfinden und verſuchen möge, fie möglichſt zu feinem Por- 
teile auszunutzen. Auch in feiner Politik verleugnete er nicht den 
Philoſophen. Er betrachtete als Aufgabe feiner politiſchen Tätigkeit 
nicht in erſter Linie durch geſchickte Verhandlungen oder durch Taktik 
politiſche Vorteile zu erreichen, ſondern er wollte die Vorausſetzungen 
für eine erfolgreiche Politik durch eine geiſtige und moraliſche 
Wiedergeburt des tſchechiſchen Volkes ſchaffen. Für ſeine Auf- 
faſſung der politiſchen Probleme ift ſehr bezeichnend feine Schrift; 
„Die tſchechiſche Frage“, in der er nicht nur in geiſtreicher Weiſe 
ſich über die Grundlagen der tſchechiſchen Politik im allgemeinen 
auseinanderſetzt, ſondern auch das Verhältnis des tſchechiſchen 
Volkes zum öſterreichiſchen Staat im beſonderen behandelt. Von 
einem gewiſſen hiſtoriſchen Werte ift es, daß fih Maſarpk hier als 
unbedingter Föderaliſt bekennt, indem er die Löſung des tſchechiſchen 
Problems innerhalb des öſterreichiſchen Staates anſtrebt. Maſarpk 


191 


Der Heimatdienſt 


. — NEEESE TAT EAREN SEERE EE AE ER ESE E E FESTE ET ZELTEN EDRELETEE E E IE T N AA E T 


hat fih aber nicht ausſchließlich mit Innenpolitik beſchäftigt. 
Er galt im öſterreichiſchen Reichstag und in den ſogenannten 
Delegationen auch als beſondere Kenner der öſterreichiſchen 
Außenpolitik, namentlich der Balkanpolitik. Seine Außenpolitik 
wird ſtark von einem flawiſchen Zufammengehörigfeitsgefühl be- 
herrſcht. So ſehen wir auch, daß ihn das ſüdſlawiſche und das 
ruſſiſche Problem von Anfang an in hohem Maße intereſſiert. Gier- 
bei ſoll nur kurz ſein Werk über „Rußland“ erwähnt werden, das 
nicht nur Zeugnis von außerordentlicher Beleſenheit, ſondern davon 
ablegt, in wie hohem Maße Maſaryk die Fähigkeit hatte, ſich in 
die Pfyche des ruſſiſchen Volkes hineinzufühlen. 

Der Weltkrieg hat dann aus dem Philoſophen den Staatsmann 
Maſarpk geformt. Staatsmann in dem Sinne des Wortes, daß er, 
als der Weltkrieg alle die großen politiſchen Probleme, mit denen 
er ſich ein ganzes Lebensalter beſchäftigt hatte, auf die Tagesordnung 
der praktiſchen Politik ſetzte, mit allen ſeinen reichen Gaben und 
Fähigkeiten in unermüdlicher Weiſe für die Errichtung des tſchechi⸗ 
ſchen Staates tätig war. Kurz nach dem Ausbruch des Krieges ver⸗ 
ließ er Gſterreich, um fih zunächſt in der Schweiz niederzulaſſen und 
von dort aus Fühlung zu unſeren Feinden zu nehmen. Bald war 
er in Paris, bald in Hetersburg und ſchließlich in Amerika und 
ſpann überall mit ſeinem Mitarbeiter, dem jetzigen Außenminiſter 
Beneſch, die Fäden einer großen gegen die Mittelmächte und ins⸗ 
beſondere auch gegen die öſterreichiſch⸗ungariſche Monarchie gerichtete 
Propaganda. Wenn auch feine Tätigkeit zunächſt auf die Hertrüm- 
merung des Bejtehenden gerichtet war, fo hat er gleichzeitig auch 
in ebenſo energiſcher Weiſe die Schaffung ſeines neuen Staates be⸗ 
trieben. Vom deutſchen Standpunkt wird es nicht immer leicht, dieſe 
Tätigkeit Maſarpks ohne bittere Kritik zu beurteilen. Dom Stand- 
punkte des tſchechiſchen Volkes jedoch find feine Verdienſte unbe- 
ſtreitbar, denn er kann auch trotz vielfacher anders lautender Mei⸗ 
nungen ſelbſt auf tſchechiſcher Seite als eigentlicher Gründer der 
tſchechiſchen Republik betrachtet werden. Es wird ihm vielfach nach⸗ 
geſagt, daß er, nachdem er einſt als Philoſoph und Politiker leiden⸗ 
ſchaftlich für die Freiheit und das Selbſtbeſtimmungsrecht eines 
jeden Volkes eingetreten ſei, als Präſident ſeinen früheren Idealen 
untreu geworden ſei, indem er ſich nicht mit derſelben Energie auch 
für das Recht und die Freiheit der Sudetendeutſchen einſetzte. Und 
wenn man ſein letztes großes Werk „Die Weltrevolution“ lieſt, 
dann bekommt man den Eindruck, daß Maſarpk zwar zweifellos 
ein Mann von großem Geiſt und ſtarkem Willen iſt, daß er aber aus 
ſeinen hohen Idealen als Präſident nicht immer die praktiſche Fol⸗ 
gerung gezogen hat. Aber Maſaryk iſt neuerdings auch mit Unter⸗ 
ſtützung der Deutſchen wieder zum Präfidenten gewählt worden. 
Seine ſtaatsmänniſche Laufbahn iſt alſo noch nicht abgeſchloſſen und 
es kann daher auch kein abſchließendes Urteil über ihn gefällt 
werden, denn es iſt ja anzunehmen und im Intereſſe des Menſchen 
Maſaryk zu wünſchen, daß er in der ihm noch zur Verfügung 
ſtehenden Spanne Zeit feine ihm ſicherlich am Herzen liegenden 
Ideale von Freiheit und Gleichberechtigung der Völker in ſeinem 
eigenen Staate wird verwirklichen können. 


Der Stand der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung. 


Die Staatsumwälzung im November 1918, die den politiſchen 
Arbeiterparteien zu einer vordem noch nicht dageweſenen Macht 
verhalf, brachte auch für die Gewerkſchaften grundſtürzende 
Anderungen. der Rat der Dolfsbeauftragten erließ unter dem 
25. Dezember 1918 die „Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter- 
und Angeſtelltenausſchüſſe und Schlichtung von Streitigkeiten“, die 
noch in Kraft ift, ſoweit fie nicht durch das Betriebsrätegeſetz vom 
4. Februar 1920, die Schlichtungsverordnung vom 25. Oktober 1925 
und das Arbeitsgerichtsgeſetz vom 25. Dezember 1926 inzwiſchen 
erſetzt und weſentlich erweitert worden ift. Im Dorläufigen Reihs- 
wirtſchaftsrat wurde ein Gutachterorgan geſchaffen, in dem die 
Gewerkſchaften als ſolche vertreten ſind. 

Die Folge dieſer geſetzlichen Maßnahmen iſt, über die unmittel⸗ 
bar durch fie geregelten Materien hinaus, daß die Neichs-, Landes ⸗ 
und ſonſtigen Behörden die Gewerkſchaften bei der Vorbereitung 
wichtiger Sozialgeſetze und ⸗verordnungen unmittelbar hören. 

Für ihre Geltung bei den Arbeitgebern war von einſchneidender 
Bedeutung die mit dem berühmt gewordenen Abkommen vom 
November 1918 ins Leben getretene „Sentralarbeitsgemeinſchaft der 
induſtriellen und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutſch⸗ 
lands“. Sie iſt zwar inzwiſchen zuſammengebrochen (wenn ſie auch 
als Torſo dein Namen nach noch fortbeſteht). Ihr Grundgedanke 
aber, die „Arbeitsgemeinſchaft“ in irgendeiner Form, iſt ſeitdem 
aus der öffentlichen Diskuſſion nicht wieder verſchwunden, ſo hart 
auch oft in den letzten Jahren der gegenſeitige Kampf geführt 
worden iſt. 

Dieſe vollkommen neue Stellung der Gewerkſchaften, die zunächſt 
ihre Mitgliederziffern lawinenhaft anſchwellen ließ, zwang orga⸗ 
niſatoriſch zu ſchärferer Konzentration. Dieſe erfolgt nicht in der 

Weiſe, daß alle Arbeitergewerkſchaften einerſeits und alle Angeſtellten⸗ 
verbände andererſeits fih zuſammenſchloſſen. Der deutſchen Eigen- 
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art gemäß blieben die drei weltanſchaulich geſchiedenen Arbeiter⸗ 
gruppen — Freie, Chriſtliche, Freiheitlich⸗nationale (H.-D.) — erhal- 
ten. Sie wurden zum Dorbild auch für die Verbände der in der Wirt- 
ſchaft tätigen Angeſtellten. Dieſe fanden ſich je nach Neigung und 
Richtung zuſammen in dem Allgemeinen Freien Angeftellten- (Afzl⸗) 
Bund, der ein Kartellverhältnis mit dem freigewerkſchaftlichen 
Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchafts⸗Bund (ADEB) einging, im 
Geſamtverband deutſcher Angeſtellten⸗Gewerkſchaften (Gedag), der 
ſich mit dem Geſamtverband der Chriſtlichen Gewerkſchaften (und 
einer inzwiſchen im Deutſchen Beamtenbund aufgegangenen Beamten- 
gruppe) zum Deutſchen Gewerkſchaftsbund (DSB) zuſammenſchloß, 
und im Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten (Gd A), einem beide 
Geſchlechter umfaſſenden Einheitsverband, der ſich mit dem Verband 
der Deutſchen Gewerkvereine (G. D.) (und einer Beamtengruppe) 
zum Gewerkſchaftsring deutſcher Arbeiter-, Angeſtellten⸗ und 
Beamtenverbände vereinigte. dem GDA hat fih ſpäter auch der 
Deutſche Bankbeamtenverein unter Aufrechterhaltung feiner organi⸗ 
ſatoriſchen Selbſtändigkeit angeſchloſſen. 

Die ſechs „Spitzenverbände“ erreichten den Höch ſt⸗ 
ſtand ihrer Geſamtmitgliedſchaft — im einzelnen gab 
es Verſchiebungen — im Jahre 1920 mit insgeſamt 10 872 611 
(9 565 949 Arbeitern und 1508662 Angeſtellten). Mit der 
wachſenden Inflation ſetzte, zunächſt langſam, eine rückläufige 
Bewegung ein, die mit der Stabiliſierung und der in ihrem Gefolge 
Pataftrophal fih ſteigernden Arbeitsloſigkeit, beſonders bei den 
Arbeitergruppen, ſehr ſchnell zunahm. 

Die Keichsarbeitsverwaltung hat kürzlich („Reichsarbeitsblatt“ 
1927, Nr. 1) die Zahlen für 1925 veröffentlicht. Danach umfaßten 
die Spitzenverbände insgeſamt 6 075 101 Mitglieder‘). Don dieſen 
waren 4 922 401 Arbeiter, deren Verbände demnach einen Verluſt von 
47, v. H. erlitten haben. Die Angeſtelltenverbände dagegen weiſen 
bei 1 152700 Mitgliedern nur einen Derluft von 25,7 v. g auf. 

Bei den drei Arbeiter-Spitenverbänden find die pro- 
zentualen Derlufte annähernd gleich. Der ADGB zählte rund 4,2 Mill. 
(gegen rund 8 Mill. im Jahre 1920), die Chriſtlichen Gewerkſchaften 
rund 580000 (gegen rund 1,1 Mill.), die 5. D.-Gewerfvereine 
rund 157000 (gegen rund 226 000). 

Don dem rund 356000 Mitglieder betragenden Geſamtverluſt 
der Angeſtellten⸗ Spitzenverbände entfällt der weitaus größte 
Teil auf den AfA-Bund, der auf rund 428.000 (gegen rund 690 000 
im Jahte 1920) zurückgegangen ift. Dieſer Verluſt ift in der Haupt- 
fahe durch den Sentralverband der Angeſtellten verurſacht, für den 
rund 155 000 Mitglieder (gegen rund 572 000) angegeben werden. — 
Der Gedag weiſt rund 411 000 Mitglieder (gegen rund 463 000) auf. 
Dabei muß aber berückſichtigt werden, daß der Deutſchnationale 
Nandlungsgehilfenverband in dieſem Zeitraum um etwa 21 000 (von 
rund 250 000) auf rund 271000 Mitglieder gewachſen iſt, während 
der Verband der weiblichen Handels- und Büroangeſtellten mit 
rund 6s 000 Mitgliedern (gegen rund 122 000°)) etwa 54 000 Mit- 
glieder verloren hat. — Die freiheitlich⸗nationale Angeſtelltengruppe 
umfaßt insgefamt rund 515000 Mitglieder (gegen rund 355 000). 
Davon entfallen auf den GIA allein rund 275000 (gegen rund 300000 
in feinem Gründungsjahr 1921) und auf den Deutſchen Bant- 
beamtenverein rund 40 000 (gegen 55 000 im Jahre 1920; Ende 1925 
ählte er rund 110 000 Mitglieder; der Rückgang ift nur durch die 

ſkaſſenentlaſſungen bei den Banken ohne weiteres erklärlich). 

Solange die ſtarke Arbeitsloſigkeit anhält, werden die Gewerk⸗ 
ſchaften noch hart um ihren Mitgliederbeſtand zu ringen haben. Bei 
den großen Angeſtelltenverbänden, die ihren Mitgliedern durch 
groß zügige Wohlfahrtseinrichtungen aller Art ſtarken wirtſchaft⸗ 
lichen Rüdhalt bieten, ſcheint es indeſſen ſchon jetzt aufwärts zu 
gehen. So veröffentlicht der DGD in feinem Organ „deutſche 
Handelswacht“ vom 9. Februar 1927 für Ende 1926 eine Mit- 
gliederzahl von 291 486 und damit den jemals erreichten Höchſtſtand. 
Auch der GOA berichtet über Fortſchritte. Die von ihm für 1926 
angegebene Fahl von über 62 000 weiblichen Mitgliedern bleibt hinter 
derjenigen des weiblichen Verbandes nicht mehr erheblich zurück. 

Gertrud Israel. 


Unfer Umlauf an Münzgeld. 


Nach der Stabilifierung der Währung ift die bunte Mannig⸗ 
faltigkeit der auf kleine Beträge lautenden Banknoten und Not- 
geldſcheine ſchnell beſeitigt worden. Die feſte Währung erlaubte 
wieder die Ausprägung von Münzen, namentlich von Silber⸗ 
münzen, die ſich ſehr ſchnell einbürgerten. Münzgeld hat im Der- 


1) Das find 92.2% aller überhaupt als organiſiert erfaßten Arbeitnehmer, unter 
denen u. a. z. B. auch die „wirtſchaftsfriedlichen“ Verbände mit 3,3% der Gefamt- 
heit gezählt ſind. 

3) Die Einzel-Zahlen aus dem Jahre 1920 find dem von der Reichsarbeits- 
verwaltung herausgegebenen „Jahrbuch der Berufsverbände im Oeutſchen Reich“ 
Ausgabe 1925, S. 106 und „ entnommen. Der Verband der weiblichen Handels- 
und Büroangeſtellten ſelbſt gibt in ſeinem Organ „Die Handels- und Bürvangeftellte“ 
1920 Nr. 4 für 1920 nur 101 120 Mitglieder an. Danach hätte ſein Berluſt nur rund 
52 500 Mitglieder betragen. An feinem Verluſt-Anteil innerhalb des Gedag ändert 
ſich dadurch a da deſſen Geſamtzahl für 1920 entſprechend niedriger angenommen 


werden müßte. 
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gleich zu kleineren Geldſcheinen beträchtliche Dorzüge: es ift hand⸗ 
licher, nutzt ſich bei weitem nicht ſo ſchnell ab wie Geldſcheine, 
kommt dem Geſchmack des Publikums entgegen und hat zweifellos 
mit dazu beigetragen, in den breiten Volksſchichten das Vertrauen zur 
deutſchen Währung neu zu feſtigen. Das folgende Schaubild zeigt 
finnfällig, welche Mengen von Geldmünzen ſeit der Stabiliſierung 
zur Ausprägung gelangten, und wie in zunehmendem Maße der 
Bedarf des Verkehrs an Hartgeld gedeckt wurde, fo daß die Neu- 
prägung von Münzgeld immer mehr eingeſchränkt werden konnte. 


Ausprägung von Cieldmünzen 
seit der Stabilisierung IN Ir. 


Die Stückelung des feit 1924 ausgeprägten Münzgeldes, 
namentlich der Anteil der Silbermünzen, geht aus folgender 
Überficht hervor: 


2 1. Viertel · 
par 1:2 1927 


in Millionen Reichsmark 


1924 1925 


Stüde zu 


awl 
* 


I 


Geſamt 429,4 19,7 
Davon Silbermünzen 261,5 19,7 


Insgefamt find aljo bis Ende März 1927 Geldmünzen im 
Seſamtbetrage von 855,2 Millionen RM. in Umlauf geſetzt worden. 
Der Umlauf in Scheidemünzen (alſo nicht Goldmünzen) vor dem 
Kriege — Stand vom 31. dezember 1915 — belief fih auf 
850 Millionen Mark. 


die Neuregelung der Arbeitszeit im deutſchen 
Steinkohlenbergbau. 


In drei wichtigen deutſchen Steinkohlenbezirken, nämlich im 
Kuhrbezirk, in Gberſchleſien und im Aachener Steinkohlenrevier 
(Wurmrevier) waren von den Gewerkſchaften zum Ende März 
bzw. April die laufenden Arbeitszeitregelungen gekündigt worden. 


Oberſchleſien und Aachen waren bekanntlich noch die einzigen 
deutſchen Steinkohlenbezirke, in denen unter Tage eine Arbeitszeit von 
8% Stunden beſtand. Das Beſtreben der Gewerkſchaften ging nun 
dahin, auch hier die Achtſtundenſchicht einzuführen. Darüber hin- 
aus ſtrebten fie aber für das Ruhrrevier in den untertägigen Ber 
trieben ſtatt der bisherigen achtſtündigen eine ſiebenſtündige Schicht 
an, während fie für die Übertagebetriebe aller drei eingangs genannten 

eviere den Übergang zur Achtſtundenſchicht forderten. Zur Be- 
gründung ihres Derlangens auf Derfürzung der Arbeitszeit wieſen 
die Gewerkſchaften darauf hin, daß die bisherigen Regelungen in 
eiten wirtſchaftlicher Not Ende 1923 als vorübergehnde Maßnahme 
getroffen worden feien, fih aber unter dem fih inzwiſchen voll- 
zogenen Wandel der wirtſchaftlichen Beſſerung nicht mehr recht. 
fertigen ließen. Die Arbeitgeber dagegen glaubten, mit Rüdficht auf 
den Konkurrenzkampf mit England, in den die engliſchen Unter⸗ 
nehmer mit längerer Arbeitszeit und geringeren Löhnen — ein Er- 


gebnis des engliſchen Streiks — einträten, die bisherige Arbeits- 
zeit beibehalten zu müſſen. 

Die nunmehr in Kraft tretenden neuen Arbeitszeittarife bringen 
den Arbeitern in gewiſſem Umfange die Erfüllung ihrer Wünſche. 

Für die Arbeiter untertage tritt in Oberſchleſien vom 1. März 
ab und im Wurmrevier vom 1. Juni ab eine Schichtverfürzung auf 
8% Stunden ein, die in Gberſchleſien vom 1. September ab autos 
matiſch auf 8 Stunden erweitert wird. 

Die für das Kuhrrevier geforderte Verkürzung der Arbeitszeit 
auf ſieben Stunden tritt nicht ein, es bleibt hier vielmehr bei der 
bisherigen Arbeitszeit von 8 Stunden. 

In den Betrieben über Tag iſt für die nicht durchlaufenden 
Betriebe im Ruhrbezirk und im Wurmrevier die Arbeitszeit von 10 
auf 9 Stunden und die Schichtzeit von 12 auf 10 Stunden herab- 
geſetzt worden. In den durchlaufenden Betrieben muß die zu 
leiſtende 10. Arbeitsſtunde mit einem Lohnzuſchlag von 25 v. H. ab- 
gegolten werden. In Gberſchleſien bleibt es bei der zehnſtündigen 
Arbeits- und der zwölfſtündigen Schichtzeit. Nur am Sonnabend 
tritt eine Schichtverkürzung ein. An dieſem Tage gilt für die 
Arbeiter in nicht durchgehenden Betrieben die achtſtündige Arbeits- 
zeit; in durchgehenden Betrieben wird die 9. und 10. Arbeitsſtunde 
mit einem Lohnzuſchlag von 25 v. H. bezahlt. 

Alle Regelungen haben deutlich die Tendenz auf den Acht- 
ſtundenarbeitstag zu. Dr. E. 


Die Finanzgebarung der Erwerbsloſenfürſorge. 


Infolge des Rückgangs der Arbeitsloſigkeit in den letzten Monaten 
haben ſich auch die Koften der Erwerbslofenfürforge 
vermindert. Während ſie im Monat Januar 1927 noch 112 Millionen 
Reichsmark betrugen, beliefen fie fih im Februar auf log und im 
März auf 98 Millionen RUT. Einen ganz geringen Anteil an dieſen 
Ausgaben haben die Aufwendungen für die durch Anordnung vom 
20. Februar 1926 eingeführte Kurzarbeiterunterftügung. Dieſe er- 
forderte im Februar nur insgeſamt 149 000 Rm. Dagegen hat 
fih infolge der Zunahme der Krifenunterftütten (am 15. Januar 
158 000, am 15. März 225000) die Summe der für Krifen- 
unterſtützung aufgewendeten Beträge von 9 Millionen RAT. im 
Januar auf 16 Millionen RM. im März erhöht. Nach dem Geſetz 
über eine Krifenfürforge für Erwerbsloſe trägt drei Viertel dieſes 
Aufwandes das Reich, ein Viertel haben die Gemeinden beizusteuern. 

Don den im Februar für die Erwerbsloſenfürſorge insgeſamt 
aufgewendeten Beträgen von 104 Millionen RM. konnten durch 
Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
49,5 Millionen Rm. (47,6 v. H.) gedeckt werden, während durch 
Gemeindeleiſtungen 12,7 Millionen (12,2 v. Z.) aufgebracht 
wurden. Der Anteil der Reihs- und Sandesbeihilfen be⸗ 
trug 41,8 Millionen RM. (40,2 v. Z.). Dom 1. April ab hat das 
Reich den geſamten Aufwand in der Erwerbslofenfürforge, ſoweit er 
nicht durch Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer gedeckt wird, 
zu tragen; denn nach dem Geſetze zur Übergangsregelung des finanz- 
ausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden vom 9. April 
1927 erſtattet das Reich den Ländern und Gemeinden die Beträge, 
die ſie nach der Verordnung über Erwerbsloſenfürſorge für die Feit 
vom 1. April 1927 ab bis zum Inkrafttreten des Arbeitslofenver- 
ſicherungsgeſetzes zum Fürſorgeaufwand beizuſteuern haben. Infolge⸗ 
deſſen find die Mittel, die im Reichshaushalt für die unter- 
ſtützende Erwerbsloſenfürſorge vorgeſehen find, für das 
Rechnungsjahr 1927 erheblich verſtärkt worden. Als einmalige Aus- 
gaben find in den Haushaltsplan für 1927 450 Millionen RM. cin- 
geſetzt worden, von denen 204 Millionen RAT. für die unterſtützende 
Erwerbsloſenfürſorge vom 1. April bis zum 1. Oktober 1927, an 
dem vorausſichtlich die e in Kraft tritt, 
189 Millionen RM. für den Anteil des Reichs an der Krifenfürjorge 
und 50 Millionen RM. als Grundſtock für die künftige Arbeits- 
loſenverſicherung vorgeſehen ſind. Für die produktive Er- 
werbsloſenfürſorge ſind im außerordentlichen Haushalt für 
das Jahr 1927 150 Millionen RM. eingeſetzt worden, von denen 
50 Millionen RM. zur Förderung des Baus von Landarbeiter 
wohnungen beſtimmt ſind. 


Mieterſchaft und Hauszinsſteuer. 


Die Bauszinsſteuer ijt eine der unbeliebteſten Steuern. Daß 
die Vermieter ihre Beſeitigung oder zum mindeſten ihre Er- 
mäßigung fordern, iſt verſtändlich. Schmälert doch die Steuer, die 
aus den Mieteinnahmen abzuführen iſt, den dem Vermieter aus 
ſeinem Haufe verbleibenden Reingewinn. Die Forderung der Der- 
mieter findet jedoch auch vielfach von Mieter feite Unterſtützung. 
Hierbei ſcheint oft der Gedanke eine Rolle zu ſpielen, daß eine Er- 
mäßigung oder Beſeitigung der Hauszinsſteuer auch dem Mieter 
Vorteil bringen würde, etwa dadurch, daß auch die von ihm zu 
zahlende Miete ſich entſprechend vermindere. Die Frage iſt alſo: 
hat die Mieterſchaft tatſächlich ein Intereſſe an der Beſeitigung der 
Bauszinsſteuer? Schicken wir voraus: die Frage iſt zu verneinen. 
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Die Hauszinsſteuer hat ihre reichsrechtlihe Grundlage in dem 
Geſetz über den Geldentwertungsausgleich. Wie ſchon der Name 
ergibt, ſoll die Steuer einen Ausgleich der Geldentwer⸗ 
tung bringen. Durch die Geldentwertung wurden die Hinsbeträge, 
die der Vermieter für die auf dem Haufe ruhenden Hypotheken zu 
zahlen hatte, völlig entwertet. Dieſe Beträge machten in der Dor- 
kriegszeit durchſchnittlich etwa 65 v. H. der Friedensmiete aus. 
Durch die Aufwertungsgeſetzgebung iſt nur eine teilweiſe Aufwertung 
der Hypotheken und damit auch der Zinfen erfolgt. Der Vermieter 
hat nur einen Teil des Dorfriegsbetrages als Zinſen an feine Hypo- 
thekengläubiger abzuführen. Der bei weitem größere Teil würde ihm 
ohne das Beſtehen der Hauszinsſteuer als Gewinn zufallen. Die 
Nauszinsſteuer foll hier einen Ausgleich ſchaf⸗ 
fen, indem ſie gewiſſe Beträge der Miete zugunſten des Staates 
für allgemeine Finanzzwecke und für den Wohnungsbau in 
Anſpruch nimmt. Steuerrechtlich ift allein der Vermieter zur gah- 
lung der Steuer verpflichtet. Dieſer muß ſie jedoch wirtſchaftlich aus 
den Mieten entnehmen, ſo daß tatſächlich die Beträge durch die 
Mieter aufgebracht werden, ebenſo wie auch eine Reihe anderer 
Steuern und Abgaben, die der Vermieter zu entrichten hat. Aus 
ſozialen Gründen nehmen daher die Steuerverordnungen der meiſten 
Länder nicht nur auf beſonders ungünſtige Derhältniffe des Der- 
mieters, ſondern auch des Mieters Rückſicht. So ift nach den 
preußiſchen Beſtimmungen die Steuer zu ſtunden und niederzuſchlagen, 
ſoweit der Mieter mit feinen Familienangehörigen zuſammen nadh- 
weisbar einen Arbeitslohn oder ein ſonſtiges Einkommen von nicht 
mehr als 1200 RM. hat oder ſoweit es fih handelt um Sozial⸗ 
rentner, Kleinrentner, Kriegsbeſchädigte, Kriegshinterbliebene, die 
eine öffentliche Unterſtützung oder eine Fuſatzrente erhalten, oder 
Erwerbsloſe und andere bedürftige Perſonen (namentlich ſollen 
kinderreiche Familien berückſichtigt werden), welche die volle ge⸗ 
ſetzliche Miete nicht zahlen können. 

Welche Wirkung würde nun für den Mieter eine Ermäßigung 
oder Stundung der Hauszinsjteuer haben? Die Anficht, daß damit 
auch eine entſprechende Ermäßigung der geſetzlichen Miete eintreten 
würde, ift irrig. Die Höhe der geſetzlichen Miete wird durch all- 
gemeine wirtſchafts- und wohnungspolitiſche Erwägungen beſtimmt, 
wobei das Ziel die Annäherung der Mieten in den Alt- und Neubau- 


wohnungen ift. Mit dieſen Erwägungen ift auch von der Reihs- 


Staat und Volkstum, Bücher des Deutſchtums, zwei Bände, für den 
Deutſchen Schutzbund herausgegeben von Dr. K. C. v. Coe ſch in 
Sufammenarbeit mit A. Hillen, Siegfeld, Deutſcher Schutzbund⸗ 
Verlag, Berlin W 30, Motzſtr. 22. 800 S. 22 M. 

Dieſes Buch iſt der zweite Band der Bücher des Deutſchtums, 
deren erſter Band vor Jahresfriſt unter dem Titel „Volk unter 
Völkern“ erſchien und hier beſprochen wurde. In dieſem neuen Band 
hat ſich wiederum eine große Schar von Politikern und Wirt- 
ſchaftlern, die zum Kreis des deutſchen Schutzbundes gehören, zu 
einem Sammelwerk vereint, das eine Fülle wertvoller Beiträge zur 
Problematik der Lage des deutſchen Volkes in Europa enthält. Es 
find insgeſamt 50 Beiträge. Wir nennen aus der Reihe der Mit- 
arbeiter beiſpielsweiſe nur folgende Namen: v. Loeſch, Geſandter 
Riedl, Dr. Ullmann, Robert Ernſt, Ernſt Schröder, Max Worgitzki, 
Dr. Steinacher, Ponfick, Maßmann, Wappes, Winkler⸗Wien, Cſaki⸗ 
Hermannftadt, Friedrich Lange, Max Hildebert Boehm. Sie alle 
verſuchen — um das Werk auf eine Formel zu bringen —, „nach 
einem einheitlichen Plane, aber unter eigener Verantwortung, die 
geiſtige Formel für die Aufhebung der Serriſſenheit Europas zu 
finden, ſoweit diefe in der Ebene der Volkstumsbetrachtung über- 
haupt liegt“, wie v. Loeſch es im Vorwort ausdrückt. 

Das Werk zerfällt in die beiden großen Teile: „Europa und 
feine Völkerprobleme“ und „Das deutſche Volk“. In dem erſten 
Teil wird Ten die Paneuropafrage erörtert, darunter ein außer⸗ 
ordentlich intereſſanter „Derfaflungsentwurf" des ehemaligen Ge- 
ſandten Riedl für die „Vereinigten Staaten von Europa“. Es folgt 
eine weitere Aufſatzreige über den nationalen Gedanken, ſodann 
über die Lage der Minderheiten in den verſchiedenen Staaten Mittel- 
europas. Im zweiten Teil wird die gegenwärtige Lage des deut- 
ſchen Volkes unter den verſchiedenſten Geſichtspunkten unterſucht. 
Sunächſt wird unſere Bevölkerungsbewegung, ſodann unſere Sied- 
lungslage und ſchließlich die Bodenpolitik der Nachbarſtaaten be⸗ 
handelt. Es folgen danach einige Beiträge aus dem Gebiet des 
kulturellen Lebens, darunter insbeſondere je ein Aufſatz über die 
evangeliſche und die katholiſche Kirche im Auslandsdeutſchtum. 
Sum Schluß kommen mehrere Aufſätze zur praktiſchen Deutſchtums⸗ 
arbeit, auch des Deutſchen Schutzbundes ſelbſt. 

Schon aus dieſer ſummariſchen Inhaltsangabe ergibt ſich, daß 
wir es hier mit einem grundlegenden Werk zur großen Deutſchtums⸗ 
arbeit der Gegenwart zu tun haben. Es ift ohne Zweifel ein Fort- 
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regierung die letzte Erhöhung der Mieten begründet worden. Bei 
einer Ermäßigung der Steuer würde alſo die 
Höhe der geſetzlichen Miete unverändert bleiben, 
Dies gilt ſelbſtverſtändlich ebenſo bei den ſchon recht zahlreichen Miet- 
verhältniſſen, für die nicht die geſetzliche, ſondern eine frei ver⸗ 
einbarte Miete gilt, ſo z. B. bei Mietverträgen über Räume, für die 
die Fwangswirtſchaft aufgehoben ift, wie z. B. für gewerbliche 
Räume, Der Mieter hätte alſo keine geringere Miete zu zahlen. 
Die Ermäßigung würde lediglich dem Vermieter einen Vorteil da- 
durch bringen, daß er den Teil der Miete, den er bisher als Steuer 
abzuführen hatte, zu freier Verfügung erhält. Ein Betrag, den er in 
der Vorkriegszeit als Zins an feine Zypothekengläubiger abzuführen 
hatte, würde ihm als Gewinn zufallen. Der Zypothekengläubiger 
hätte darauf keinen Anſpruch, da feine Rechte durch die Auf- 
wertungsgeſetzgebung beſchränkt ſind. 

Für den Mieter hätte die Ermäßigung oder Beſeitigung der 
Steuer nicht nur keinen Vorteil, ſondern in gewiſſer Hinficht einen 
nicht unerheblichen Nachteil. Die erwähnten Bejtim- 
mungen über Stundung und Niederſchlagung der 
Steuer würden nicht mehr gelten. der Vermieter hätte 
gegen den Mieter Anſpruch auf den vollen Mietbetrag, ohne ver⸗ 
pflichtet zu fein, in den oben angeführten Fällen dem Mlieter den 
Betrag zu ſtunden oder etwa zu erlaſſen. Es bedarf keiner weiteren 
Ausführung, daß Fälle, in denen ein freiwilliger Erlaß durch den 
Vermieter erfolgt, erheblich ſeltener ſein werden, als die Fälle, in 
denen der Mieter nach den jetzigen Beſtimmungen einen Erlaß des 
Steuerbetrages erhält. Für die Mieterſchaft und namentlich für die 
oben angeführten minderbemittelten Bevölkerungskreiſe, für die jetzt 
die ſteuerrechtlichen Beſtimmungen gelten, würde daher eine Be⸗ 
ſeitigung oder eine Ermäßigung der Hauszinsſteuer keinen Vorteil 
bringen. 


„Die Frieſeninſel“. Unter dieſem Titel iſt im erſten Juniheft 
ein Beitrag von Alfred Kerr veröffentlicht worden. Ein Druckfehler 
hat leider den geographiſchen Charakter der Inſel völlig verändert — 
indem er von „gigantiſchen Wäldern“ ſprach. In Wahrheit gibt es 
auf der Inſel überhaupt keine Wälder. Dagegen gibt es auf ihr (und 
ſo ſtand es auch im Urtext) gigantiſche Widder. Dies zur Auf⸗ 
klärung des ... Widderſpruchs. 


ſchritt unſerer deutſchen Gegenwart über die Vorkriegszeit hinaus, 
daß in dieſer Weiſe planmäßig und ſpſtematiſch ein beſtimmter 
Kreis von Freunden der Deutſchtumsarbeit an der Aufhellung ihrer 
politiſchen Probleme und an der Herausarbeitung brauchbarer prat- 
tiſcher Methoden für diefe Arbeit fih betätigt. Und fo ift hier tat- 
ſächlich zum Komplex des Grenz» und Auslandsdeutſchtums eine 
Menge von Stoff und eine Fülle neuer Geſichtspunkte zutage 
gefördert, auf denen jede künftige Arbeit weiterbauen wird. Auch 
die muſtergültige buchtechniſche Ausſtattung und die beigefügten 
5 inſtruktiven Kartenſkizzen ſeien hier anerkennend er- 
wähnt. 


„Deutſchland“, Jahrbuch für das Deutſche Reich 1927. Herausgegeben 
von Dr. Külz, Reichsminifter a. D. Leipzig, Helingſche Verlags- 
anſtalt. 248 5. Preis geb. 4 M. 


Das Jahrbuch bringt in den Außerungen unſerer führenden 
Männer einen Querſchnitt durch das politiſche und wirtſchaftliche, 
ſoziale und kulturelle, geiſtige und künſtleriſche Deutſchland der 
Gegenwart. Es iſt das en Derdienjt des Herausgebers, daß 
trotz der Vielfältigkeit der Mitarbeiter und ihrer ausgeprägten Eigen⸗ 
art ein einheitlicher Klang das ganze Werk durchſtrömt, der in feiner 
Sachlichkeit eine klare Anſchauung von den deutſchen Leiſtungen und 
Nöten zu vermitteln vermag. Damit bringt dieſes Buch, das in 
ſeinem rückſchauenden Teil eine Art deutſcher Kechenſchaftsbericht iſt, 
zugleich aber auch einen zuverſichtlichen Ausblick bietet, wertvolle Ge- 
ſichtspunkte für die Beurteilung der Lage Deutſchlands und des 
Deutſchtums drinnen und draußen. Aus der Fülle der Beiträge ſeien 
hier nur folgende hervorgehoben: Dr. O. Spengler „Vom deutſchen 
Volkscharakter“, . Siehr „Oſtpreußen“, Reichstags⸗ 
präſident Löbe „Der großdeutſche Gedanke“, Geh.⸗Kat Dr. Kahl 
„Mehr Staatsgeſinnung“, Dr. Külz „Auslandsdeutſchtum und 
Heimat“, Geh.-Rat Dr. Duisberg „Der deutſche Binnenmarkt“, Rud. 
Wiſſell, M. d. R., „Lebenshaltung der deutſchen Arbeiterſchaft“, 
Reichsarbeitsminifter Dr. Braun „Das Problem der Arbeitsloſigkeit“, 
Dr. Osborn „Kunſtſchau“, Prof. v. Dyck „Die deutſchen Muſeen“, 
Dr. Peltzer „Sport“, Staatsſekretär ewald „Sport und Dolfs- 
geſundheit“. der Verlag hat das Buch reich mit graphiſchen und 
photographiſchen Aufnahmen und mit Kunſtdruckbeilagen aus- 
geſtattet. 


Der Heimatdienſt 


Anker dem 
Bolicbewismus 


Das asiatische Gesicht Rußlands 


in der jungen russischen Dichtung 


Das neue Rußlandsonderheft der Literarischen Zeit- 
schrift Orplid, herausgeg. von Dr. Martin Rocken- 
bach, bearbeitet. von Reinhold von Walter. 


Mit Originalholzschnitt Bildnis des 

Dichters Remisow von Hubert Schöllgen und acht 

interessanten Bildnisphotos von führenden Köpfen 
der jungen Dichtergeneration Rußlands. 


Weitere akfuelle beffe: 


Junges Frankreich — Junges Spanien 1 und 2 
— Junges Italien — Junges Österreich — 
Katholisches Frankreich 


Preis jedes Heftes einzeln M. 2.40, im Dauerbezug M. 2.00 


* 


Drplid-WBerlag P. m. b. H. 
Augsburg / Röln 


das parlamentaviiche 
Vahlrecht 


Dargeſtellt in den grundlegenden Beſtimmungen 
der weſentlichſten Staaten 


von 


Dr. 9. A. Bernhard 


96 Seiten und eine Aberſichtstafel 
Broſchiert Mark 2,50 


Aus den erſten Preſſeurteilen: 
„ . . . Eine eingehende Literaturüberſicht und eine gute 
Aeberſichtstafel amSchluß des Bandes erhöhen feinen Wert, 
der vor allem darin beſteht, daß man faſt alle wichtigſten 
Beſtimmungen über das Wahlrecht der hauptſöchlichſten 
Staaten hier handlich und bequem beieinander hat...“ 

„Göttinger Zeitung“. 
„. . . So iſt die Schrift vor allem wegen ihres Material- 
reichtums nur zu empfehlen und gehört in die Hand eines 
jeden, der ſich mit den wichtigſten Problemen des Wahl⸗ 
rechts befaßt...“ „Der Herold“, Berlin. 
m . - Gedrängte Darſtellungsweiſe und überſichtliche 
Anordnung des Stoffes macht es k einem De 
Speziallexikon für jeden politifch Intereſſierten, das die 
allgemeinen politiſchen Nachſchlagewerke vorzüglich er⸗ 
gänzt -“ „Germania“, Berlin. | 


Zenftalverlag 6. m. b. 9., Berlin W35 


Potsdamer Straße 41. | 


Der Bezugspreis für die Halbmonatsschrift 


„DER HEIMATDIENST" 


beträgt jährlich nur Mark 5.— 


Der Bezug kann erfolgen durch jede Buchhandlung, durch das 
Die Zeitschrift „DER HEIMATDIENST“ gibt aus besten Quellen zu allen großen Fragen der äußeren und der 


Postzeitungsamt (Nachtragsliste 12) oder durch den Verlag 
inneren Politik das Material. 


DIENST“ in staatspolitischer Gesinnung eindeutig und begründet Stellung. 
dienstbar, ist er ein periodisch erscheinendes Handbuch für 
Zahlreiche Karten, graphische Darstellungen und Bilder erläutern seinen reichen Inhalt. 


STIMMEN AUS DEM LESERRKREISE 


unentbehrliche Ergänzung der Zeitung. Keiner Partei 


jeden politisch Denkenden. 


Noch mehr als bisher werde ich in Zukunft für die Verbreitung der 
Zeitschrift „Der Heimatdienst“ wirken, denn sie verdient es, indem sie ein 
wichtiges vaterländisches Aufklärungsmittel ist. 

Prof. Dr: Anton Herzog, Konstanz 


Mit warmem Interesse lese ich Ihren Heimatdienst. Der Inhalt müßte 
weitestens verbreitet werden. Hebt er doch den Leser über die Partei- 
zänkereien unserer Tage und leitet die Gedanken auf lebenswichtige groß- 
deutsche Ziele, Militär-Wochenblatt gez. v. Altrock 


In meiner mehrjährigen Tätigkeit habe ich entsetzliche Mengen Auf- 


klärungsliteratur verdauen müssen. Ich neige infolgedessen zu einer Skepsis. 
Um so mehr muß ich doch anerkennen, daß der „Heimatdienst“ sich von 
dieser Literatur ganz und gar unterscheidet. Ich habe eine Reihe von 
Anregungen den Heften entnehmen können und halte die ganze Anlage der 
Hefte für sehr glücklich. Hoffentlich kommen sie möglichst überall in der 
Provinz hin. Reg.-Rat Dr. Fuchs, Königsberg 


Eine politische Zeitschrift für das deutsche Volk, die es sich zur Aufgabe 
gemacht hat, überparteilich sachlich und klarer, einfacher Form der staats- 
bürgerlichen und weltpolitischen Erziehung der Heimat zu dienen. 

Brandenburgische Schulzeitung 


Probenummern kostenlos durch den Verlag! 


Zentral - Verlag G. m. b. H, Berlin W 35, Potsdamer Str. 41 


Bei enger Fühlung mit den Ämtern des Reiches und der Länder nimmt „DER HEIMAT- 


„DER HEIMATDIENST“ ist eine 


Ganz besonders ist der Heimatdienst eben für den Schulunterricht, der 
auf Selbsttätigkeit des Kindes sich aufbaut, geeignet, da er das Zahlen- 
material für Erdkunde und Rechnen — beide Fächer volkswirtschaftlich 
gerichtet — bietet. Staatsbürgerliche Erziehung im gesamten Unterricht 
wird ebenfalls durch den Heimatdienst belebt. 

Vertrauensmann E. Münchow, Rheinsberg (Mark) 

Der Heimatdienst ist uns ein dauernd verwertetes, außerordentlich 
bedeutsames Material zur dauernden Orientierung der Öffentlichkeit in allen 
überparteilichen Fragen. Deutsche Volkspartei, Landesverband Lübeck 

Das im Heimatdienst veröffentlichte Material war mir bei Vorträgen 
in der Sozialistischen Arbeiterjugend. dem Reichsbanner und meiner 
Polizeibeamtenvereinigung sehr wertvoll, daß ich es in der Zukunft ungern 
entbehren würde. Heinz Schüßler, Altenburg/Thür. 

Der Heimatdienst ist wirklich eine Wohltat am Volke und die Leitung 
sowie dessen Schöpfer verdienen sich ehrlich den Dank aller Lehrer und 
staatstreuen Deutschen. Studienrat Geißler, Textilfachschule Forst (Laus.) 

Der Heimatdienst wird von mir sowie von meinen Kameraden gern 
gelesen. Der Inhalt ist eine Belehrung und Aufklärung, die wenigen Worte 
und Zahlen bringen mehr wie alle Zeitungen. Ich habe großes Interesse am 
Heimatdienst und bitte um weitere Zusendung. Aloys Stützer, Heyderode 


Der Heimatdienft 


Unübertroffene Leistung / Bestes Material / Erstklassige Optik 
Eine Alappkamera für Slatten und Filmpadcks 9 X 12 


I. II. . IV. 
RM. 18,50 RM. 28,50 RM. 38,50 RM. 48,50 


I. Gehäuse aus bestem Hartholz m. K.-Lederbezug, Metallautboden innen lackiert, Schiene u. Spreizen 
ff. vernickelt, Gußstandarte, Stativmuttern für Hoch- und Queraufnahmen, drehbarer Brillantsucher, 
echter Lederbalgen, Mattscheibe und Mattscheibenrahmen mit Lichtschutzklappe, Ledertragegriff, 
Spezial-Aplanat 1:8, Brennweite 13,5 cm. Vario-Verschluß für Zeit- und Momentaufoahmen bis 
i/o Sekunde, 6 Blendeneinstellungen einschl. Drahtauslöser und eine Metallkassette im Karton, 


II. Triebeinstellung,Objektivträger allseitig verstellb., Hoch- u. Tiefstellung m.Mikrometerschraube,Laack- 
Anastigmat Pololyt 1: 6,8, Brennweite 18,5 em, sonst in der Ausführung u. m. demselben Zubehör wie I. 


III. Bessere Ausführung, Standarte aus Leichtmetall, echter Lederbezug, Rahmensucher, Doppel- 
Anastigmat Ennar 1:6,3, Brennweite 13,5 cm, 3 Metallkassetten in Tasche, sonst wie vor, 


IV. Beste Ausführung mit Steinheil-Anastigmat Actinar 1:4,5, Brennweite 13,5 em, Ibsor-Verschluß,9 mal 
verstellbar für Zeit und Moment von 1 bis / Sekunde, 8 Blendeneinstellungen, sonst Zubehör wie vor. 


Eine Rollfiimkamera 6X 9 


V. Metallgehäuse, Laufschiene und Spreizen vernickelt, Lederbezug, 

* Lederbalgen, Ledertragegriff, Brilliantsucher, Pronto- Verschluß 

für Zeit und Momenteinteilung bis ½0 Sekunde, Laack-Anastig- 

mat Pololyt 1: 6,8, Brennweite 10 cm, 5 Blendeneinstellungen, 

Stativmuttern für Hoch- und Queraufnahmen einschl. Draht- 
auslöser im Karton. 


VI. Bessere Ausführung, Rahmensucher, Vario-Verschluß für Zeit- 
und Momenteinteilung bis t/o Sek., 6 Blendeneinstellungen, : 
V. Meyer-Anastigmat Trioplan 1:4,5 Brennw, 10,5 cm, sonst ae 
RM. 38,50 Zubehör wie vor. RM. 48,50 


Apparatezubehör und Shotobedarf 


Ledertasche ohne Futter, mit Schloß und Riemen 9K 11 7.50 RM. 

Ledertaschen mit Samtfutter, Schloß und Riemen. 2... 850 und 10.50 RM. 

Ledertasche gefüttert 6X9. . 6.— u. 8— RM. D. L. D. Spezial-Rollfilme 6X9 . . 0,95 RM. 
0 


Ersatzkassette . . . 0.70 und 0.90 RM. Filmpackkassette . . . . . 2.50 und 8.— 
Stativ. 3teilig (1,10 m hoch) . . 6,90 Stativ, 4teilig (1.25 m hoch) . . . 8.40 

5 „ẽ (1,80 m hoch) . . . 9,90 „„ n Boch. '. 1110 
.. 880 RM, 3.— RM. und 2.80 


Stativtasche aus Leder oder Segeltuch. x 
. 850 4. 3.50 


Kugelgelenk a 
Stativkopf, allseitig verstellbar 
Taschenstativ er Belichtungsmesser, Diaphot 

= in Ledertasche . 4 : x 3 Justophot . . . 
Selbstauslöser 8.75 Kopierrahmen 9X12 —.70 10X15 

F m. Zeiteinst. . B z Glasschalen . 9X12 —.40 10X15 
Vorsatzlinsen von . : 4 Gelbechelban a n Ea 

VVV M „ Date t. Von ee 

D. L. D. Spezialplatten 9 t ri E. R. Dtz. 1.80 orth. lichth. Dtz. 
D. L. D. Spezial-Filmpack 9941-2 12 Aufnahmen 8.60 6 Aufnahmen 
D. L. D. Spez. Gaslicht- und Celloidin-Papier, 10 Blatt 9412 cm > 
D.L.D. Spez. Entwickler, Fixiersalz, Tonfixiersalz und -bad, billig und gut 


Dr. Vogels Taschenbuch der Photographie, gebd. 
Agfa-Handbuch . . . . 1.— RM. Photofreund-Jahrbuch. . . . . 
Satrap-Handbuch , 3 Kodak-Handbuch . . ... 
Haufl-Handbuch. . f Mimosa-Handbuch VE 


Alle Markenapparate und Bedarfsartikel zu Originalpreisen lieferbar. Prospekte anfordern! 
sand schnellstens gegen Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme, 


DEUTSCHER LICHTBILD-BIENST G. m. b. H. 


Postscheckk.: Berlin 29798 BERLIN W35. Potsdamer Straße 41 Telef.: Kurfürst 4956 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil gas Preſſegeſetz: i. D. Regierungsrat Drege, Berlin. — 
Für den Anzeigenteil: £. Bredigkeit, Berlin Charlottenburg. — Offfetdrud : W, Bürenftein, Berlin SW 48, 
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